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Die gesamte Mittel-
stands-Union freut 
sich auf die De-
legierten aus ganz 
Deutschland auf der 
Bundesdelegierten-
versammlung am 
28. und 29. Oktober 
in Deggendorf. Es 
wird uns eine Ehre 
und ein Vergnügen 
sein, als Gastgeber 
zu agieren. Eines der 
Schwerpunkthemen 
wird die andauernde 
Diskussion um die 
europäische Schul-
denkrise sein. Es ist 
jetzt an der Zeit, das 
richtige Zeichen zu setzen: Nein zur 
europäischen Schuldenunion – Ja zum 
Stabilitätspakt!

Das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts zu den Euro-Hilfen war eine schal-
lende Ohrfeige für SPD und Grüne. Die 
rot-grüne Opposition hat vom höchsten 
deutschen Gericht schwarz auf weiß be-
kommen, dass Eurobonds verfassungs-
widrig sind. Der irrlichternden Debatte 
von SPD und Grünen über Eurobonds 
ist jetzt dauerhaft der Boden entzogen. 
Das Verfassungsgericht hat einen wich-
tigen Beitrag zur Versachlichung der De-
batte über den richtigen Weg zur Euro-
Stabilisierung geleistet. SPD und Grüne 
müssen öffentlich eingestehen, dass sie 
auf dem Holzweg waren. Auch fi nanz-
politisch sind Gemeinschaftsanleihen 
nicht die Lösung, sondern die Verschär-
fung des Problems. Die Finanzkrise ei-
niger Euro-Staaten kann nur durch eine 
konsequente Politik des Schuldenab-
baus der betroffenen Länder überwun-
den werden. An einem durchgreifenden 
Konsolidierungs- und Reformprozess 
führt kein Weg vorbei, auch wenn er mit 
schmerzhaften Veränderungen verbun-
den ist. 
Leider habe sich diese Erkenntnis noch 
nicht in allen Euro-Schuldenstaaten in 
praktischer Politik niedergeschlagen. 
Daran ist die von SPD und Grünen ge-
führte Eurobonds-Debatte nicht ganz 
unschuldig. Es wird dringend Zeit, dass 

sich das ändert. Es ist 
auch Aufgabe der EU-
Kommission, notfalls 
den notwendigen Druck 
zu entfalten und die er-
forderlichen Verände-
rungen durchzusetzen. 

Es ist an der Zeit, dass 
wir uns von der Maxi-
me verabschieden, dass 
Griechenland keinesfalls 
Pleite gehen darf. Für 
den Fall, dass ein Euro-
Staat seine Schulden 
trotz Hilfen in absehba-
rer Zeit nicht bedienen 
kann, muss er umschul-
den können. Finanzielle 

Restrukturierungsmaßnahmen müssen 
notfalls durch europaweit abgestimm-
te, nationale Bankenrettungsschirme 
bewältigt werden. Ich trete außerdem 
dafür ein, dass Mitgliedstaaten der 
Euro-Zone nur beitreten dürfen, wenn 
sie die Konvergenzkriterien tatsächlich 
erfüllen. Ist ein Mitgliedstaat nicht ge-
willt oder in der Lage, die Konvergenz-
kriterien dauerhaft zu erfüllen, muss die 
Möglichkeit bestehen, die Euro-Zone 
unter Aufrechterhaltung seiner Mitglied-
schaft in der EU wieder zu verlassen.

Wir Deutsche haben vom gemeinsamen 
Wirtschaftsraum stark profi tiert. Unsere 
exportorientierte Wirtschaft mit ihren 
Qualitätsprodukten Made in Germany 
ist mehr als andere von Wechselkurs-
schwankungen abhängig. Das Projekt 
Europa darf nicht scheitern. Aus diesem 
Grund ist es richtig und wichtig, dass wir 
als Vertreter des Mittelstandes, der im-
mer schon die Prinzipien des ehrbaren 
Kaufmanns vertreten hat, aufmerksam 
beobachten, was die europäischen Ak-
teure unternehmen, um die Währung zu 
retten. Europa ist stark genug, um aus 
dieser Krise, die durch die überborden-
den Staatsschulden verursacht wurde, 
geeint und zukunftsfest herauszuge-
hen. Auf welchen Wegen, das müssen 
wir diskutieren. Auf unserer Landesver-
sammlung in Aschheim und auch auf 
der Bundesdelegiertenversammlung in 
Deggendorf.

Dr.	 h.c.	 hans	 Michelbach,  MdB,  ist  Vor-
sitzender  der  bayerischen  Mittelstands-
Union  und  stellv.  Bundesvorsitzender  der 
Mittelstands-  und  Wirtschaftsvereinigung 
der CDU/ CSU
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Die	Seite-4-Karikatur

Weisheiten	/ 	Bosheiten

Achillesferse

Keine Feindschaft pfl egt heftiger zu sein
als die unter entzweiten Freunden.
Adolph Freiherr von Knigge

Oft haben zwei, die sich schwer streiten,
erstaunlich viel Gemeinsamkeiten.

Freunde sind ganz wunderbar
und in aller Regel rar.

Was manche Feinde selbst nicht wagen,
darf ein Freund uns manchmal sagen.

Kaum sagt man, was man ehrlich meint,
macht man sich manchen Freund zum Feind. 

Feinde sind, das ist nicht neu,
oft länger als die Freunde treu.

In einer großen Fangemeinde
verstecken sich stets zwei, drei Feinde.

Die Freunde nennen sich aufrichtig;
die Feinde sind es. 
Arthur Schopenhauer

Wenn einer ständig um Dich streunt,
ist er noch lange nicht Dein Freund.

Freundschaft verbindet. Und sie prägt.
Vor allem den, der Dich erträgt.

Mit	freundlicher	Genehmigung	des	Verlags	Redline	Wirtschaft, „Manager-Weisheiten, Manager-Bosheiten“

Achillesferse
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Herr Ministerpräsident, Sie sind seit gut einem 
Jahr im Amt? Wie läuft’s denn in Hessen?

Volker Bouffier: Unsere Koalition von CDU und 
FDP ist stabil, arbeitet engagiert und berechen-
bar, wir machen eine bürgerorientierte und prag-
matische Sachpolitik. Ich denke, das merken die 
Menschen in Hessen auch, und diese erfolgreiche 
Arbeit werden wir auch so fortsetzen. Das vergan-
gene Jahr hatte zahlreiche große Momente und 
Herausforderungen, aber wir haben unser Land 
weiter nach vorne gebracht. Mit der Aufnahme 
der Schuldenbremse in die Hessische Verfassung 
sind wir einen großen Schritt in diese Richtung 
gegangen. Wir haben den Energiegipfel ins Leben 
gerufen und ein neues Schulgesetz auf den Weg 
gebracht. Noch nie waren in Hessen so viele Men-
schen erwerbstätig, obwohl auch wir nicht von 
der größten Wirtschafts- und Finanzkrise seit der 
Nachkriegszeit verschont geblieben sind. 

In einem prosperierenden Bundesland wie 
Hessen spielt der Mittelstand eine besondere 
Rolle – wie steht’s um ihn?

„Wir sollten 
keine Ausreden gelten lassen

… denn mit 
den Ergebnissen 
können wir nicht 
zufrieden sein“
Der Hessische Ministerpräsident 
Volker Bouffier im Exklusiv-Interview

Bouffier: Zunächst einmal ist zu sagen, dass die 
wirtschaftliche Situation in Hessen hervorragend 
ist. Hessen hat aktuell die höchste Zahl an Arbeits-
stellen in der Geschichte des Landes, wir haben 
mehr Lehrstellen als Bewerber. Die hessische Wirt-
schaft brummt, sie ist Mitte 2011 mit einem er-
wirtschafteten Bruttoinlandsprodukt von 225 Mil-
liarden Euro wieder auf Vorkrisenniveau angelangt. 
Mit dieser Wirtschaftskraft nimmt Hessen, auf die 
Zahl der Erwerbstätigen umgerechnet, wieder mit 
deutlichem Abstand einen ersten Platz unter den 
Flächenländern ein. Dies ist auch das Ergebnis 
einer umsichtigen und planvollen Wirtschaftspoli-
tik, wie etwa dem Hessischen Sonderinvestitions-
programm, das dazu beigetragen hat, Hessen sicher 
durch die Wirtschafts- und Finanzkrise zu bringen. 
Der hessische Mittelstand schließlich nimmt hier 
eine herausragende Rolle ein, ist er doch Jobmotor 
und Ausbilder Nr. 1 in unserem Bundesland. Rund 
60 Prozent der Arbeitsplätze und über 70 Prozent 
der Ausbildungsplätze sind bei kleinen und mitt-
leren Unternehmen angesiedelt. Man kann ohne 
Übertreibung sagen, der Mittelstand ist das Rück-
grat der hessischen Wirtschaft. 

Wie bewältigt Hessen die Energiewende? Planen 
Sie beschleunigt Stromtrassen, den Ausbau der 
Windenergie sowie Biogas- und Photovoltaik-
Anlagen?
Bouffier: Nach den Ereignissen in Fukushima 
habe ich den Hessischen Energiegipfel unter Teil-
nahme aller Fraktionen des Hessischen Landtags 
sowie Vertretern aus Wirtschaft, Gesellschaft 
und Verbänden ins Leben gerufen. Dies ist in der 
Bundesrepublik einzigartig.  Bei der Frage, wie 
die Energieversorgung in Zukunft aussehen soll, 
setzen wir auf einen Konsens in Gesellschaft und 
Politik. Grundsätzlich gilt: Die Energieversorgung 
der Zukunft soll sauber, sicher, bezahlbar und von 
der Gesellschaft akzeptiert gestaltet werden. Seit 
Fukushima besteht ein breiter gesellschaftlicher 
und politischer Konsens, dass dieser Energiemix 
so schnell wie möglich ohne Kernkraft auskommen 
soll. Die größere Aufgabe ist es doch, den Umbau 
zu gestalten. Dabei müssen sowohl ökologische, als 
auch ökonomische Aspekte berücksichtigt werden. 
Denn: Ausgangspunkt aller Überlegungen muss 
die Energiesicherheit und die Bezahlbarkeit sein. 
Hessen muss ein starkes Industrie- und Dienstleis-

Volker Bouffier, Hessischer Ministerpräsident, zieht eine Bilanz seiner einjährigen Amtszeit
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Volker Bouffier
Hessischer Ministerpräsident
seit 31.8.2010

Geboren am 18. Dezember 1951 in 
Gießen, evangelisch, verheiratet und 
drei Kinder

1970
Abitur in Gießen

1970 – 1975
Studium der Rechtswissenschaften 
an der Universität Gießen;
Erste (1975) und zweite (1977)  
Juristische Staatsprüfung

1975 – 1978
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Lehrstuhl für Öffentliches Recht  
Universität Gießen

1978 – 1987
Rechtsanwalt und Notar in Gießen

seit 1978
Mitglied im Landesvorstand der CDU 
Hessen, 1991 - 2010 stellv. Landesvor-
sitzender der CDU-Hessen, seit 2010 
Landesvorsitzender

1979 – 1993
Stadtverordneter in Gießen

1979 – 1999
Mitglied im Kreistag des Landkreises 
Gießen

1982 – 1987
Mitglied des Hessischen Landtags 
und seit 1991

1987 – 1991
Staatssekretär im Hessischen  
Ministerium der Justiz

1999 – 2010
Hessischer Minister des Innern und 
für Sport

seit 2010
stellvertretender Vorsitzender der 
CDU Deutschlands

tungsland bleiben, nur so werden wir Arbeitsplätze 
sichern und unseren Wohlstand erhalten können.

Wenn Sie sich im Kreis der Länderchefs umsehen 
und feststellen, dass bei Ihren Unions-Kollegen 
ein beträchtlicher Schwund eingesetzt hat, wie ist 
Ihnen dann zu Mute?
Bouffier: Hierfür gibt es ja unterschiedliche 
Gründe. Während in Hamburg die Schule das 
ausschlaggebende Thema war, hat bei der Wahl in 
Baden-Württemberg Fukushima einen erheblichen 
Einfluss gehabt. Ich bin daher guten Mutes, dass die 
Ergebnisse bei den nächsten Wahlen schon wieder 
anders aussehen. Wahr ist aber auch: wir sollten 
keine Ausreden gelten lassen, denn mit den Ergeb-
nissen können wir nicht zufrieden sein. 

Das Ansehen der Bundes-Union bei Wählern und 
Mitgliedern ist im Augenblick nicht das Beste? In 
einer solchen Lage heißt es immer, man müsse die 
eigene Politik den Menschen besser erklären. Aber 
vielleicht liegt es ja auch an der Politik selbst?
Bouffier: Ich habe schon immer gesagt, dass man 
den Menschen genauer erklären muss, warum wir 
was machen. Man muss sie abholen und darlegen, 
dass man diese oder jene Politik macht, weil man 
sie für richtig hält und warum man sie für richtig 
hält. Da müssen wir noch besser werden. 

Nach dem blamablen Abschneiden der Berliner 
Koalition aus Union und FDP in Mecklenburg-
Vorpommern und Berlin vermisst man einen 
Ruck, ein „mea culpa“. Gewöhnt man sich nach 
zwei Dutzend verlorenen Wahlen allmählich an 
so was?
Bouffier: Nein, natürlich nicht. In Berlin hat die 
CDU ja sogar hinzugewinnen können. Trotzdem 
kann man damit nicht zufrieden sein, muss aber, 
wie ich eingangs schon darlegte, immer aktuelle 
Themen berücksichtigen, die durchaus auch ein-

mal nur lokalen Charakter haben können und die 
Grundstimmung im jeweiligen Land beeinflussen. 
Es bleibt eine Frage der Stimmung; zudem ist der 
Bundestrend gegenläufig. Die Debatte um den 
Euro hat diesen Trend auch beherrscht.  

Sie bezeichnen ihre eigene Regierungspolitik als 
„dynamisch, entschlossen und verlässlich“. Wäre 
das nicht auch ein Rezept für Berlin?
Bouffier: Natürlich, aber bei allem Selbstbewusst-
sein: die Bundesregierung hat noch einige andere 
Aufgabenstellungen zu bewältigen und zu lösen 
als wir in Hessen auf Landesebene. Dass dabei die 
Unterschiede zwischen den Beteiligten vielleicht 
stärker in die öffentliche Wahrnehmung geraten, 
ist ein Stück weit normal. 

Sie haben sich mehrfach sehr akzentuiert zur euro-
päischen Schuldenkrise geäußert. Rückt nach Ihrer 
Einschätzung das Ausscheiden Griechenlands aus 
dem Euro-Verbund näher?
Bouffier: Europa ist ein Jahrhundert- und Frie-
densprojekt, das wir nicht kleinreden dürfen. Die 
griechische Regierung unternimmt enorme An-
strengungen, um die Staatsfinanzen wieder in den 
Griff zu bekommen – das braucht Zeit. Aber ich 
werde ebenso unsere Interessen, die gleichzeitig 
europäische Interessen sind, vertreten. Die Situa-
tion, in der wir uns jetzt befinden, war noch nie 
da, hat historische Dimensionen. Aber die CDU 
hat sich auch und gerade in Krisenzeiten stets als 
verlässlich bewährt. Nun gilt es, etwas auf den Weg 
zu bringen, dass sich auch beherrschen lässt. Fakt ist 
doch, dass die Diskussion um den Ausschluss Grie-
chenlands aus der Eurozone eine sehr theoretische 
ist, denn ein entsprechendes Regelwerk gibt es noch 
gar nicht. Dies soll jetzt beschlossen werden, denn 
nur mit entsprechenden Regeln  können wir dann 
auch Sanktionen festlegen. 

Die Fragen stellte Günter F. Kohl

MIT-Magazin-
Chefredakteur 
Günter Kohl 
im Gespräch mit 
Volker Bouffier
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Von Patrick Sensburg, MdB

Ende dieses Monats steht im Bun-
destag die Abstimmung über Än-
derungen am Euro-Rettungsschirm 
und ein zweites Hilfspaket für 
Griechenland auf der Agenda. Die 
Abstimmung bewegte über Wochen 
nicht nur die politische Landschaft, 
sondern zu Recht auch die Gemüter 
vieler Bürger.

Aufstockung auf 780 Milliarden Euro

Worum geht es genau? Nachdem 
nicht nur Griechenland, sondern auch 
Portugal, Spanien und Irland in eine 
wirtschaftliche Schieflage gerieten, be-
schlossen die europäischen Staats- und 
Regierungschefs im Mai 2010, einen 
Rettungsschirm für die Eurozone einzu-
richten - die „Europäische Finanzstabi-
lisierungsfazilität“ (EFSF). Sie kann an 
alle Euro-Staaten Kredite vergeben, be-
fristet bis 2013 und in einer Gesamthö-
he von insgesamt 440 Milliarden Euro. 
Um diese zugesagten Mittel auch tat-
sächlich ausleihen zu können, soll nun 
der Garantierahmen auf 780 Mrd. Euro 
erhöht werden. Der deutsche Gewähr-
leistungsanteil würde damit von 123 
auf 211 Mrd. Euro steigen. Weiterhin 
sollen die Kompetenzen des EFSF und 
des nachfolgenden, dauerhaften ESM 
(Europäischer Stabilitätsmechanismus) 
erweitert werden. Sie dürfen künftig 
vorbeugend tätig werden, Banken auch 
in Ländern außerhalb des Rettungs-
schirms stützen und alte Staatsschulden 
aufkaufen. 

Sparziele verfehlt?

Nun aber zu Griechenland: Das im 
Vorfeld der Rettungsschirme an die 
Griechen gezahlte Hilfspaket wurde 
aus bilateralen Krediten finanziert. 

Fehlende Sanktionen 
sind ein falsches Signal
Mitgliedstaaten brauchen Anreize 
für eine solide Haushaltsführung

Die Auszahlung der einzelnen Kredit-
tranchen ist mit strengen Sparauflagen 
verbunden. Nur wenn die Regierung 
die vereinbarten Ziele erreicht und eine 
Rückführung des Kapitalflusses wahr-
scheinlich ist, gibt es jeweils die nächste 
Tranche aus dem Topf. 

Während Irland und Portugal erfolg-
reich daran arbeiten, ihre Haushalte zu 
konsolidieren, sieht die Lage in Grie-
chenland am heutigen Tag nicht besser 
aus. Nachrichten, wie die Unterbre-
chung der bilateralen Gespräche zwi-
schen der Troika aus EU-Kommission, 
IWF und Europäischer Zentralbank 
auf der einen, und Griechenland auf 
der anderen Seite, waren Rückschläge 
für die Rettungsbemühungen. Trotz 
der bisher erhaltenen EU-Milliarden 
steht zu befürchten, dass die Griechen 
ihre Sparziele verfehlen und die Priva-
tisierungserlöse nicht so hoch sind, wie 
kalkuliert.

Für Griechenland ist nun ein erneu-
tes Hilfsprogramm in Höhe von 109 
Milliarden geplant, das aus dem EFSF 
gespeist werden soll.  Doch angesichts 
der aktuellen Lage ist fraglich, ob der 
aufgestockte Rettungsschirm und das 
darin enthaltene neue Griechenland-
paket die Haushaltskrise nachhaltig 
lösen können. Beide Maßnahmen be-
kämpfen nicht die Ursachen, welche die 
Euroländer überhaupt erst in die Krise 
geführt haben – nämlich die starke Ver-
schuldung der Staatshaushalte und ein 
Mangel an Budgetdisziplin. 

Griechenland braucht einen	
Entschiedenen Schuldenschnitt

Griechenland braucht einen entschie-
denen Schuldenschnitt und einen 
„Marshallplan“ für seinen wirtschaft-
lichen Wiederaufbau. Als Ultima Ratio 
darf auch ein zeitweiser Austritt des 
Landes aus der Eurozone nicht ausge-
schlossen werden. Fehlende Sanktio-
nen sind ein falsches Signal an andere 
Staaten, die selbst mit einem defizitären 
Haushalt ringen. „Die EU zahlt ohne-
hin“ darf nicht die Lehre aus der Euro-
krise sein.

Natürlich ist die EU mehr als der 
Binnenmarkt, sie ist eine Solidarge-
meinschaft. Daher ist es genau jetzt so 
wichtig, zu den richtigen Maßnahmen 
zu greifen, um die ins Straucheln ge-
ratenen Mitgliedstaaten nachhaltig zu 
stützen und verkrustete Strukturen zu 
reformieren. Wir müssen eine Stabili-
tätskultur etablieren, die trägt! Ge-
meinsam müssen alle Anstrengungen 
unternommen werden, die Staatsver-
schuldungen zu reduzieren, die Wirt-
schaftspolitik wirksam zu koordinieren 
und den Finanzmarkt gemeinsam zu 
stabilisieren. Werden die Kriterien 
des Stabilitätspaktes von einem Land 
dauerhaft nicht erfüllt, müssen Sank-
tionen die Folge sein. Gerät ein Land 
trotzdem in die Krise kann und soll der 
EFSF greifen, soll „Notfallhilfe“ leisten. 
Ergreift ein Staat auch dann nicht die 
nötigen Maßnahmen, muss als letztes 
Mittel die externe Abwertung stehen. Prof. Dr. Patrick Sensburg (40) ist direkt ge-

wählter Bundestagsabgeordneter für den Hoch-
sauerlandkreis (NRW), Mitglied der MIT und des 
Parlamentskreises Mittelstand der CDU/CSU-
Fraktion

Fehlende Sanktionen 
sind ein falsches Signal
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Von Klaus H. Kober

Impfungen gehören zu den wirk-
samsten Vorsorgemaßnahmen 
einer modernen, medizinischen 
Versorgung. Schweren Erkran-
kungen wie Meningokokken C, 
Pneumokokken, Influenza oder 
Masern kann wirksam vorgebeugt 
werden. Der Gesetzgeber hat 
daher, mit dem Ziel, die Impfraten 
zu erhöhen, Impfungen 2007 zur 
Pflichtleistung gemacht. Infek-
tionsschutz ist in Deutschland 
demnach staatliche Aufgabe. 
Durch das zum 1. Januar 2011 in 
Kraft getretene AMNOG (= Arznei-
mittelmarktneuordnungsgesetz) 
werden diese Erfolge allerdings 
leichtfertig aufs Spiel gesetzt.

Die	politische	Vorgabe

Durch erneute Zwangsrabatte und das 
Ende der freien Preisbildung bei Inno-
vationen sollen bei den Arzneimittel-
ausgaben 2,3 Mrd. EUR eingespart 
werden. Impfstoff e unterliegen dabei 
erstmals einem Zwangsrabatt, der sich 
an einem europäischen Referenzpreis 
orientiert. Die äußerst ambitionier-
te Einsparvorgabe von jährlich 300 
Millionen EUR bei den Ausgaben für 
Impfstoff e wurde durch Ex-Gesund-
heitsminister Rösler vorgegeben, ob-
wohl deren Anteil an den gesamten 
Arzneimittelausgaben lediglich 0,6 
Prozent beträgt, was etwa einer Mrd. 
EUR entspricht. 

Die	Umsetzung

Das erstmals in Deutschland an-
gewandte Referenzpreisverfahren 
gibt vor, dass die Impfstof�  ersteller 
zukünft ig einen Rabatt zu einzuräu-
men haben, der die Diff erenz zum 
europäischen Durchschnittspreis je 
Mengeneinheit, der sich aus den tat-
sächlich gültigen Abgabepreisen des 
pharmazeutischen Unternehmers „in  
den vier Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union mit den am nächsten 
kommenden Bruttonationaleinkom-
men, gewichtet nach den jeweiligen 
Umsätzen und Kaufk raft paritäten“, 
ergibt, darstellt.

Pneumokokken, Influenza oder 

zu erhöhen, Impfungen 2007 zur 

Durch das zum 1. Januar 2011 in Kraft getretene AMNOG 
(=  Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz)  werden  die 
bisherigen Impferfolge leichtfertig aufs Spiel gesetzt

Die Umsetzung des Gesetzes bereitet allerdings 
massive Probleme, da vom Gesetzgeber wesentli-
che volkswirtschaft liche und rechtliche Parameter 
schlichtweg ignoriert wurden! Ungeklärt ist, was 
„tatsächlich gültige Abgabepreise“ sein sollen. Fakt 
ist: sowohl das europäische als auch nationale Wett-
bewerbs- und Vergaberecht widersprechen einer 
Off enlegung von vertraulich vereinbarten Preisen 
im Rahmen von Verträgen. Demnach besteht 
seitens des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen gegenüber den Herstellern keinerlei Rechts-
anspruch auf diese Informationen.

Bezüglich der Berechnung von „Kaufk raft paritä-
ten“ hätte z. B. festgelegt werden müssen: welcher 
Warenkorb soll Verwendung fi nden; national, 

international? Einbeziehung von 
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner 
und Bruttoinlandsprodukt je Er-
werbstätigen, Berücksichtigung der 
Demographiekoeffi  zienten. Zusätzlich 
müssten alle systembedingten Kosten 
der einzelnen Staaten auf die Impf-
stoff preise sauber erfasst und heraus-
gerechnet werden. Darunter zählen z. 
B. unterschiedliche Mehrwertsteuer-
sätze, Logistikkosten, Besonderheiten 
von Tendermärkten usw.

Festzustellen ist des Weiteren, dass 
Generikahersteller und Parallelim-
porteure in der Regel von Abschlägen 
befreit sind, da ihre Produkte nur in 
einem Land angeboten werden. Daraus 
resultiert ein Wettbewerbsnachteil der 
forschenden Impfstof�  ersteller.

Da schlussendlich keiner der Beteilig-
ten über ein valides Modell zur Berech-
nung von Kaufk raft paritäten bzw. Re-
ferenzpreisen verfügt, war das heillose 
Durcheinander vorprogrammiert, mit 
der Folge einer hohen Verunsicherung 
der Ärzte, Apotheken, Patienten und 
Hersteller und weiter sinkenden Impf-
raten. Die Konsequenz: anstatt wie 
beabsichtigt die Impfraten zu steigern, 
gehen diese weiterhin regelmäßig zu-
rück. Die Masernepidemie vor Ostern 
in Baden-Württemberg und ein toter 
Schüler in Bayern müssten nicht sein. 

Fazit:

Alternativ zu staatlich sanktionier-
ten Preisen auf der Basis einer Preis-
bildung, die von den Institutionen 
aus den genannten Gründen nicht 
beherrscht wird, sollte vielmehr den 
Herstellern die Möglichkeit gegeben 
werden, mit den Krankenkassen auf 
dem Verhandlungsweg entsprechen-
de Vereinbarungen zu erzielen, die es 
ihnen weiterhin interessant erscheinen 
lassen, den deutschen Markt prioritär 
zu bedienen. Idealerweise sollten diese 
Verhandlungen auch entsprechende 
Vereinbarungen zu Versorgungszielen 
beinhalten, so hätten auch die Ergeb-
nisse der 2. Nationalen Impfk onferenz 
eine Chance, realisiert zu werden. 

Schludrige	
Gesetzesarbeit	
irritiert	hersteller,	
ärzte	und	apotheker

Schludrige	
Gesetzesarbeit	
irritiert	hersteller,	
ärzte	und	apotheker
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Das Schuldendrama in Griechen-
land und die Haushaltskrise in 
den USA sind zwei prominente 
Beispiele dafür, welche einschnei-
denden Folgen es haben kann, 
wenn Staaten dauerhaft auf Pump 
leben. Zwar sind die ausufernden 
Staatsschulden auch eine Folge 
der weltweiten Wirtschaftskrise. 
Das grundsätzliche Problem be-
steht jedoch schon seit Jahrzehn-
ten.

Vor knapp 150 Jahren formulier-
te der deutsche Ökonom Adolph 
Wagner „das Gesetz des wachsen-
den Staatsbedarfs“. Ein Blick in die 
Statistik zeigt, dass er recht behalten 
sollte: Ob in absoluten Zahlen ge-
rechnet oder als Anteil an der Wirt-
schaft sleistung – in vielen Ländern 
erreichen die Staatsausgaben Jahr für 
Jahr neue Rekorde.

Folglich muss ein immer größerer 
Teil der privaten Wertschöpfung in 
Form von Steuern und Abgaben an 
den Staat fl ießen, damit der seine 
Ausgaben fi nanzieren kann. Reichen 
diese Einnahmen nicht aus, bleibt 
nur die Fremdfi nanzierung über den 
Kapitalmarkt – also eine steigende 

Griechenland 
lässt grüßen

Mehr	
Staat,	
mehr	
Schulden

Staatsverschuldung. In diesem Teu-
felskreis ist auch Deutschland schon 
lange gefangen (siehe Grafi k).

Die deutsche Staatsquote stieg etwa 
von 1960 bis 1990 um mehr als zehn 
Prozentpunkte. Gleichzeitig legte die 
Abgabenquote um knapp sechs Pro-
zentpunkte zu, die Verschuldungs-
quote um mehr als 22 Punkte. Für 
die jüngere Vergangenheit zeigt der 
weltweite Vergleich allerdings ein 
diff erenziertes Bild: Zahlreiche Län-
der schraubten ihre Staatsquoten von 
1990 bis 2010 weiter nach oben. In 
Schweden, Norwegen und Kanada 
hat der Staat hingegen den Rückzug 
angetreten.

Zwar verzerren die in der Wirt-
schaft skrise aufgelegten Konjunktur-
programme den Befund. Doch selbst 
jetzt, da es zumindest Deutschland 
wirtschaft lich wieder besser geht, 
neigen manche Politiker dazu, eher 
mehr Geld auszugeben als entschlos-
sen zu sparen. Dabei wäre genau das 
nötig – denn die Staatsverschuldung 
ist sowohl aus ökonomischer als auch 
aus institutioneller Sicht höchst pro-
blematisch: Deutschland war 2010 
mit mehr als 83 Prozent des BIP 

verschuldet – laut Vertrag von Maas-
tricht sind aber höchstens 60 Prozent 
erlaubt.

Dass Finanzminister Schäuble zu-
mindest die Neuverschuldung ab 
2013 wieder unter die Maastricht-
Vorgabe von drei Prozent des BIP 
drücken will, ist zwar gut und rich-
tig. Doch selbst wenn es gelingt, 
die Neuverschuldung von rund 48 
Milliarden Euro im laufenden Jahr 
auf knapp 15 Milliarden Euro im Jahr 
2015 zu senken – die gesamte Staats-
verschuldung ist dann laut Finanzpla-
nung immer noch 15 Prozentpunkte 
höher als erlaubt.

Schlimmer noch: Der Kredithunger 
des Staates verdrängt private Unter-
nehmen vom Kapitalmarkt und ver-
hindert so, dass Firmen investieren 
und wettbewerbsfähig bleiben – 
Griechenland lässt grüßen.   

Quelle: Institut der deutschen 
Wirtschaft (iwd)
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Von Hans-Jürgen Borchardt

Unternehmer, die sich nicht intensiv 
mit Werbung beschäftigen, verbrennen 
mangels Wissen viel Geld. Werbung ist 
mehr als einen Text zu schreiben und 
einem Anzeigenvertreter einen Auftrag 
zu erteilen. Wenn Sie wissen wollen, 
wie gut Ihre Werbung ist, haben Sie 
hier die Möglichkeit der Kontrolle.

Wenn das unternehmerische Konzept 
keine Alleinstellung beinhaltet, ist die Ent-
wicklung eines Werbekonzeptes deutlich 
schwerer, denn was soll über das Unterneh-
men, die Leistungen, die Produkte gesagt 
werden, wenn nichts Besonderes geboten 
wird?
In einer derartigen Situation muss über die 
Werbung eine Diff erenzierung, ein Unter-

schied, geschaff en werden. Beispiele: „Geiz 
ist geil“, „Leistung aus Leidenschaft “, „Bitte 
ein Bit“, „Lila Schokolade“ etc.

Das Werbekonzept hat die Aufgabe, die 
Idee des Unternehmenskonzeptes den 
Zielpersonen unverwechselbar zu vermit-
teln. Das setzt voraus, dass die Idee in eine 
kurze Aussage, Schlagzeile zusammenge-
fasst wird. Beispiele: Wenn besondere Be-
ratungsleistungen geboten werden, könnte 
die Schlagzeile lauten: „Wir denken, bevor 
wir arbeiten“. (Subline: Es gibt nichts, was 
man nicht besser machen könnte)

Oder wenn besondere Serviceleistungen 
geboten werden: „Bei uns gibt es keine 
Standardleistungen“. (Subline: Wir sind 
Perfektionisten)

Oder bei Montage- und Einbauleistungen:
„Wir realisieren außergewöhnliche Ideen“. 
(Subline: Unser Know-how ist grenzenlos)

Was	zeichnet	also	gute	Werbung	aus?	
In der gängigen (Fach-)Literatur wird 
immer davon gesprochen, dass die Wer-
bung fünf Bedingungen erfüllen muss. 
Besser ist, wenn die Werbung die folgen-
den zehn Bedingungen erfüllt:

1.	 Werbung	muss	glaubwürdig	sein.
Wenn konkrete Leistungsversprechen ge-
geben werden, müssen diese auch eingehal-
ten werden. Wenn z. B. eine Schreinerei, 
die sich auf den Innenausbau spezialisiert 
hat, sagt: „Wir denken, bevor wir arbeiten“, 
muss sie ihre Aussage auch durch ihre Be-
ratungsleistungen und einen effi  zienten 
Arbeitsablauf entsprechend einhalten.

Gute Werbung geht anders: wir sagen Ihnen, wie

Wie	gut	ist	Ihre	Werbung?Wie	gut	ist	Ihre	Werbung?Wie	gut	ist	Ihre	Werbung?
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2.  Werbung muss auffallen
Je auffälliger und ungewöhnlicher die 
Werbung ist, desto schneller setzt sie 
sich durch. Da kleine Unternehmen im 
Normalfall keine teuren Profis einsetzen 
können, müssen sie sich intensiv mit 
den zur Verfügung stehenden Mitteln 
zur Differenzierung auseinander setzen. 
Das sind:

2.1  Text (Was soll wie gesagt werden?  
Je ungewöhnlicher sie sind, umso 
mehr fallen sie auf.)

2.2  Typografie (Wie wird der Text ge-
staltet, groß, klein, diagonal, farbig 
etc.)

2.3  Farbe (Farbe ist eines der wichtigsten 
Gestaltungsmittel und prägt sich 
sehr schnell ein, besonders dann, 
wenn sie auffällig ist.)

2.4  Gestaltung (Die Gestaltung muss 
sowohl dem Inhalt entsprechen, 
als auch die Akzeptanz in der Ziel-
gruppe finden. Werbung muss den 
Zielpersonen gefallen, nicht dem 
Werber)

2.5  Präsentation (Wann, wo und wie 
man sich darstellt.) Auch hier gibt 
es viele Möglichkeiten sich unge-
wöhnlich darzustellen oder einen 
Flop zu landen. 

3.  Werbung muss verständlich sein 
Kleinere Unternehmen haben im All-
gemeinen verständliche Aussagen. 
Aber es kommt immer wieder vor 
–auch bei den „Großen“, dass ihre Ge-
neralaussagen missverständlich sind 
oder nicht verstanden werden. Eine der 
bekanntesten „Irreführungen“ war der 
ehemalige Slogan der Parfümeriekette 
Douglas, die sagte: „Come in and find 
out“.

4.  Werbung muss merkfähig sein, sich 
im Gedächtnis verankern
Werbung, die anders ist als die der Wett-
bewerber, erfüllt bereits die erste Grund-
bedingung für eine gute Merkfähigkeit. 
Die zweite Grundbedingung ist die ein-
fache Sprache. Je mehr z. B. ein Slogan 
von der Lesbarkeit und von der Phonetik 
dem Sprachgebrauch entspricht, desto 
leichter kann man sich ihn merken.

5.  Werbung muss, so sagen die Profis, 
für die Empfänger relevant sein

Mit anderen Worten, die Informationen 
müssen für die Empfänger wichtig sein, 
d. h. in den Aussagen müssen die Vor-
teile, die das Unternehmen bietet und 
den Nutzen, den die Kunden haben, ein-
deutig erkennbar sein. „Der Wurm muss 
dem Fisch schmecken, nicht dem Angler!“

6.  Werbung soll Nachfrage auslösen  
Im Normalfall soll Werbung Handlun-
gen auslösen, d. h. ein bestimmtes Pro-
dukt oder eine konkrete Leistung vor-
verkaufen. Deshalb arbeiten die Profis 
bei der Textgestaltung nach der AIDA 
Formel, das bedeutet,
Attention steht für das Wecken der Auf-
merksamkeit 
Interest steht für das Auslösen von In-
teresse 
Desire steht für das Wecken des Besitz-
wunsches
Action steht für Aktion, Handlungsaus-
lösung

7.  Werbung sollte eine gewisse Aggres-
sivität beinhalten
Ein gutes Beispiel ist der Slogan von 
Media Markt: „Geiz ist geil“. Als Media 
Markt diese Aussage vor Jahren kreierte, 
war sie Gesprächsstoff, und es wurde 
darüber in den Medien geschrieben, ob 
so eine Aussage ethisch und sprachlich 
verwendet werden sollte. Würde die Aus-
sage lauten: „Sparen macht Spaß“ wäre 
das inhaltlich das Gleiche, aber kaum 
aufgefallen und hätte auch keine Reso-
nanz im Markt ausgelöst.

8.  Werbung muss die Philosophie des 
Unternehmens transportieren
Eine Aufgabe der Werbung ist es, in 
allen Werbemitteln und in allen Infor-
mationsstufen das Geschäftskonzept und 
den damit verbundenen Leitgedanken 
des Unternehmens verständlich darzu-
stellen. Es darf nicht passieren, dass in 
den Internetseiten ein anderer Argu-
mentationsschwerpunkt vorhanden ist 
als in der Direktwerbung, im Flyer oder 
in der Anzeige. Nur wenn die Grundar-
gumentation durchgängig identisch ist, 
kann sich der Leistungsvorteil, das Image 
bei den Kunden im Markt verfestigen. 

9.  Werbung muss kontinuierlich sein
„Der stete Tropfen höhlt den Stein“ sagt 
ein Sprichwort. Ebenso ist es mit der 

Marketing
für Klein-und Familienbetriebe 

Marketing ist 
so alt ist, wie es 
Handwerk, Han-
del und Dienst-
leistung gibt, 
denn Marketing 
bedeutet seit Ur-
zeiten, die Wün-
sche der Kunden 
bestmöglich zu 
erfüllen. Entspre-
chend einfach ist 

die Umsetzung aller Marketingaktivi-
täten für Kleinbetriebe.  

Das heutige Marketing wurde für Groß-
unternehmen entwickelt und ist für Klein-
betriebe nicht verwendbar. Kleinbetriebe 
haben andere und zum Teil deutlich bes-
sere  Bedingungen als die Großbetriebe. 
Das Problem ist fast immer, sie kennen 
diese nicht.

Marketing für Klein-und Familienbetriebe
ISBN 978-3-89578-349-4
Hardcover, 235 Seiten, Preis 24,95

Werbung. Es ist falsch „einmal zu klot-
zen“ sondern bei der Werbung gilt, „kle-
ckern ist besser als klotzen“. Die perma-
nente Wiederholung in klein(st)er Form, 
schafft im Laufe der Zeit einen hohen 
Erinnerungswert. Untersuchungen be-
legen, dass „große“ Werbeaktivitäten 
zwar schnell einen hohen Bekanntheits-
grad schaffen, dieser sich aber innerhalb 
kurzer Zeit wieder abbaut.

10.  Werbung muss unverwechselbar sein
Hier werden von vielen kleinen Unter-
nehmen –insbesondere Handwerks-
betrieben- viele Fehler gemacht. So 
glauben viele Handwerker, dass sie auf 
ihre Standessymbole, wie z. B. Blitz für 
Elektrofirmen, Hobel für Tischlereien 
und Schreinereien, Kamm und Schere 
für Frisöre usw. nicht verzichten kön-
nen. Aber das ist ein schwer zu korri-
gierender Fehler. Wenn mit Zeichen 
und Symbolen gearbeitet wird, die zig 
andere auch benutzen, werden die Vor-
aussetzungen zur Unterscheidung stark 
eingeschränkt. 
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„Einbruchschutz ist Chefsache“, betont Kriminalrat Schmidt. Unternehmer sollten also das ganze Team mit einbeziehen und für 
die Problematik sensibilisieren    

Schnell rein, 
schnell raus
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Von Silke Becker

Meister	 Ede	 macht	 auch	 vor	 Unter-
nehmenstüren	nicht	halt.	Egal,	ob	am	
Ende	nur	die	Kaffeekasse	fehlt	oder	
ob	sämtliche	Rechner	verschwunden	
sind	 -	 nach	 einem	 Einbruch	 ist	 der	
Schaden	 oft	 groß.	 Schon	 mit	 einfa-
chen	Maßnahmen	kann	man	finstere	
Gesellen	wirksam	abschrecken.	

Elegant und trickreich einen millionen-
schweren Tresor ausrauben, so wie es Brad 
Pitt, Matt Damon und die anderen Mitglie-
der der Nobel-Gang von George Clooney 
alias Danny Ocean machen, vielleicht ist 
dies ein leuchtendes Vorbild hiesiger Kri-
mineller. Doch gepfl egte Gentleman-Gano-
ven, die selbst komplizierteste Sicherungs-
systeme clever austricksen und am Ende mit 
lässigem Gesichtsausdruck Millionen erbeu-
ten - das hat mit den meisten Einbrüchen in 
Unternehmen nur wenig zu tun. 

„Es ist ein Klischee, dass es sich bei Einbre-
chern immer um hochspezialisierte Profi s 
handelt“, weiß Harald Schmidt, Geschäft s-
führer Polizeiliche Kriminalprävention 
der Länder und des Bundes in Stuttgart. 
„Tatsächlich gibt es viele Gelegenheits-
täter.“ Nicht selten handelt es sich dabei 
um Beschaff ungskriminalität, etwa von 
Drogenabhängigen, die auf der Suche nach 
einer guten Gelegenheit durch die Straßen 
streifen. Natürlich gibt es auch organisierte 
Banden, die tendenziell etwas professionel-
ler vorgehen. „Solche Banden sind oft  auch 
erheblich brutaler als Einzeltäter“, so der 
Kriminalrat. 

Es	kann	jeden	treffen

Aktuell sind die Einbruchzahlen zwar leicht 
rückläufi g, dennoch wurden nach Angaben 
der Polizeilichen Kriminalstatistik 2010 al-
leine in Dienst-, Büro-, Fabrikations-, Werk-
statt- und Lagerräumen insgesamt 98.923 
Einbrüche gezählt - dazu kommen noch die 
6.861 Kioske, 48.105 Ladengeschäft e und 
die 28.178 Hotels und Gaststätten, die von 
Kriminellen ausgeräumt wurden. 

Besondere Branchenvorlieben haben die 
Einbrecher nicht. Egal ob Kiosk oder 
Rechtsanwalt, Handwerksbetrieb oder 
Lagerhalle, eingebrochen wird überall. „Es 
kann jeden treff en“, erklärt Schmidt. Das 
Ziel der fi nsteren Gesellen ist immer dassel-
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be: Möglichst schnell und unauff ällig Beute 
zu machen und anschließend unerkannt zu 
verschwinden. „Die Täter suchen in erster 
Linie Bargeld wie beispielsweise die Kaf-
feekasse oder Wertgegenstände, die sich 
problemlos zu Geld machen lassen“, so der 
Experte. Vereinfacht gesagt, ist ein PC für 
1.200 Euro attraktiver als ein Picasso für 1,2 
Millionen, weil man den auf dem Schwarz-
markt nur schwer verkauft  bekommt. 

Sachschäden	oft	hoch

Überhaupt ist der Wert der entwendeten 
Gegenstände oft  erstaunlich gering. 2009 
wurden nach Angaben der Polizeilichen 
Kriminalstatistik bei knapp 70.000 voll-
endeten Einbrüchen (ohne Einbruchsver-
suche) Gegenstände im Wert von insgesamt 
gut 210 Millionen Euro gestohlen - macht 
im Durchschnitt rund 3.000 Euro pro 
Bruch. 

Die tatsächlichen Schäden sind allerdings 
oft  deutlich umfangreicher, weil die Statistik 
nur das Diebesgut, nicht aber die einbruchs-
bedingten Sachschäden erfasst. „Oft  sind die 
Sachschäden sogar erheblich höher als der 
Wert der entwendeten Gegenstände“, er-
klärt Harald Schmidt. Selbst wenn die Ver-
sicherung den materiellen Schaden ersetzt, 
den Schock und das anschließende Unsi-

cherheitsgefühl wiegt das Geld noch lange 
nicht auf. Außerdem können langwierige 
Aufräumarbeiten und nicht selten der Ver-
lust wichtiger Firmen- oder Kundendaten 
das Unternehmen zumindest kurzfristig 
vollständig lahmlegen. Und für das Image 
sind Einbrüche ja auch nicht unbedingt 
förderlich... 

Gelegenheit	macht	Diebe

Da Einbrecher bei ihrer Arbeit gerne un-
gestört bleiben, sind sie in Gewerbegebieten 
und Bürotürmen am liebsten nachts und am 
Wochenende unterwegs, also immer dann, 
wenn sich dort wenig Menschen aufh alten. 
„Doch wenn sich eine Gelegenheit bietet, 
schlagen die Täter auch tagsüber in be-
lebten Innenstadtlagen zu“, erklärt Harald 
Schmidt. Ein beliebter Trick: Einfach klin-
geln und schauen, ob jemand da ist. Meldet 
sich jemand, murmeln die Täter etwas von 
Post oder Botendienst, kommt keine Reak-
tion, probieren sie den Bruch. 

türen	und	Fenster	sichern

„Viele Einbrecher gehen nur mit einfachen 
Hebelwerkzeugen, beispielsweise einem 
stabilen Schraubendreher zu Werke“, so 
der Polizeibeamte. Aus Unternehmersicht 
ist das eine gute Nachricht, denn das macht 

es viel einfacher, dem dunklen Treiben einen 
Riegel vorzuschieben. Gekippte Fenster bei-
spielsweise sind eine regelrechte Einladung 
für die fi nsteren Gesellen, doch auch ge-
schlossen sind einfache Türen und Fenster 
kein großes Problem. „Schlecht gesicherte 
Türen und Fenster hebeln erfahrene Täter 
in wenigen Sekunden auf “, erklärt Schmidt. 

Es ist deshalb äußerst empfehlenswert, in 
hochwertige Schlösser, stabile Türen und 
ordentliche Fenster zu investieren. Auch 
Kellerlichtschächte oder Schaufenster müs-
sen vernünft ig gesichert werden. Dazu gibt 
es inzwischen eine Reihe von Produkten auf 
dem Markt, die den Tätern die Freude an 
der Arbeit gründlich verderben. „Die einzel-
nen Komponenten des Einbruchschutzes 
sollten sinnvoll aufeinander abgestimmt 
werden. Es bringt nichts, wenn zwar die 
Eingangstür sehr hochwertig ist, das Fens-
ter daneben aber leicht aufgehebelt werden 
kann“, erklärt der Experte. 

Die Kriminalpolizeilichen Beratungsstellen 
der Polizei (siehe Infokasten) bieten einen 
Beratungsservice mit speziell geschulten 
Fachberatern an, die vor Ort eine Schwach-
stellenanalyse durchführen und geeignete 
Sicherungsmaßnahmen vorschlagen. Dieses 
Angebot ist in den meisten Bundesländern 
kostenlos. „Wer neu baut oder modernisiert, 
sollte dabei auch Sicherheitsexperten in die 
Planung einbinden. Das spart Kosten, weil 
teure Nachrüstungsmaßnahmen entfallen“, 
empfi ehlt Kriminalrat Schmidt.

abschreckung

Am wichtigsten sind mechanische Siche-
rungen, die das Einsteigen erschweren und 
in vielen Fällen sogar verhindern. Alarm-
anlagen und Videoüberwachung dagegen 
werden erst wirksam, wenn der Schaden 
schon da ist. Trotzdem bringen sie etwas. 
„Sichtbare Sicherungstechnik hat eine 
abschreckende Wirkung, denn sie erhöht 
die Arbeitszeit und damit das Risiko der 
Täter“, erklärt der Experte. Attrappen er-
kennen gewieft e Ganoven allerdings meist 
schnell, man sollte also in vernünft ige 
Technik investieren. Dunkle Ecken ziehen 
übrigens Einbrecher magisch an - deshalb 
für ausreichende Beleuchtung sorgen und 
die Eingangstür nicht hinter hohen Hecken 
verstecken.

„Lockpicking“ nennen Kriminalisten den Versuch, ein Sicherheitsschloss zu knacken
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www.polizei-beratung.de
Informationsportal der Polizei, mit vielen wichtigen Tipps und Hinweisen 
und Online-Suche der nächsten Kriminalpolizeilichen Beratungsstelle. 
Außerdem kann man sich die informative Gratis-Broschüre: „Schlechte 
Geschäfte für Einbrecher“ herunterladen. 

www.nicht-bei-mir.de
Informationsportal der gleichnamigen Initiative, die unter anderem von 
der Polizeilichen Kriminalprävention der Länder und des Bundes, dem 
Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft sowie den Fach-
verbänden der Hersteller von Sicherheitstechnik unterstützt wird. Viele 
nützliche Informationen, interaktive Grafik zu den wichtigsten Schwach-
stellen. 

www.vds.de
Internetauftritt von „Vertrauen durch Sicherheit“, einer unabhängigen 
Prüfeinrichtung, die Sicherheitsprodukte zertifiziert und Sicherheits-
konzepte für Industrie und Gewerbe entwickelt. Umfangreicher Online-
Produktkatalog mit zertifizierten Produkten.
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Kriminalrat Harald Schmidt 

Faktor Mensch

Und natürlich ist der Faktor Mensch auch beim 
Thema Einbruchschutz ein ganz wesentliches 
Element. Vor dem Verlassen der Firma sollte man 
deshalb routinemäßig prüfen, ob tatsächlich alle 
Fenster und Türen geschlossen sind. Türen immer 
zweimal abschließen. Rolläden sollten nachts her-
untergelassen werden. Der Einbruchmelder wird 
gerne vergessen, nützt aber natürlich nur etwas, 
wenn er auch eingeschaltet ist. 

Man sollte auch darauf achten, dass auf dem Be-
triebsgelände kein Werkzeug herumliegt - schließ-
lich will man den Tätern ja nicht noch das passen-
de Handwerkszeug liefern. Mülltonnen, herum-
stehende Leitern oder andere Dinge, können von 
kletterfreudigen Tätern als Aufstiegshilfen genutzt 
werden - also besser wegräumen. Vorsicht auch bei 
Bäumen direkt am Gebäude! In Glastüren sollten 
Schlüssel nicht von innen stecken, sonst bahnen 
sich die Täter mit Hammer oder Glasschneider 
den Weg.

Generalschlüssel, Autoschlüssel und Tresorschlüs-
sel gehören nicht an frei zugängliche Schlüsselbret-
ter oder in offene Schreibtischschubladen, sondern 
an einen sicheren Ort. Geht ein Schlüssel verloren, 
sollte der Schließzylinder ausgetauscht werden. 
Wichtig ist auch, dass Schlüssel und Sicherheits-
codes nicht freizügig weitergegeben werden. Das 
Ganze bringt nämlich nur wenig, wenn die Mit-
arbeiter allzu sorglos sind. „Einbruchschutz ist 
Chefsache“, betont Kriminalrat Schmidt. Unter-
nehmer sollten also das ganze Team mit einbezie-
hen und für die Problematik sensibilisieren, idea-
lerweise sollte man einen Sicherheitsbeauftragen 
bestellen. 

Kontaktadressen 
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Um den neuen Glücksspielstaatsvertrag 
läuft unter den 16 Bundesländern seit 
Monaten eine heftige Pokerpartie. 15 
Bundesländer wollen die privaten An-
bieter nahezu vom Markt drängen, um 
ihr staatliches (Einnahme-) Monopol 
zu erhalten, eines der kleinsten jedoch 
setzt auf mehr Liberalisierung und will 
den Markt noch weiter öffnen. Und dabei 
hat Schleswig-Holstein wohl die besten 
Karten, denn erstens drängt die Zeit, 
zweitens ist der vorliegende Entwurf des 
neuen Staatsvertrags wohl weder in Brüs-
sel noch in Karlsruhe durchsetzbar und 
drittens hat das nördlichste Bundesland 
die komplette Branche hinter sich und ist 
fest entschlossen, gegebenenfalls den 
Alleingang zu wagen. Das würde das Land 
zwischen den Meeren zum deutschen Las 
Vegas machen. Zahlreiche private Anbie-
ter von Sportwetten, von Lotto und Toto 
sowie Betreiber von Spielbanken würden 
ihren Sitz in den Norden verlegen. 

legalisieren	und	kontrollieren
Der gegenwärtige Entwurf des Glücksspiel-
staatsvertrags sieht drastische Einschränkungen 
des gewerblichen Gewinnspiels an Automaten 
und in Spielhallen vor. Bis zu zwei Drittel der 
150.000 Spielgeräte müssten wohl kurzfristig 
vom Markt genommen werden, die meisten 
privaten Spielcasinos würden ihre Lizenz nach 
einer Übergangszeit von fünf Jahren verlie-
ren, befürchtet der Branchenverband VDAI. 
Entschädigungsregelungen für längerfristige 
Miet- und Kreditverträge des mittelständisch 
geprägten Gewerbes sind in dem neuen Gesetz 

Eine Mehrheit der Bundesländer möchte in einem neuen Glücksspielstaatsvertrag das staatliche Monopol zementieren und die privaten Betriebe vom Markt drängen

nicht vorgesehen. Der Mittelstandsbeauft ragte 
der Kieler Landesregierung und MIT-Mitglied, 
Hans-Jörn Arp (MdL), betreibt den Kieler Al-
leingang seit langem. 40 bis 60 Mio. Euro sollen 
in die Landeskasse fl ießen, wenn der Plan, den 
auch die mitregierende FDP unterstützt, auf-
geht. Am 14. September hat der Landtag das 
Gesetz beschlossen.
Die Zeichen stehen gut, denn als Reaktion auf 
den alten Glücksspielstaatsvertrag sind private 
Anbieter in andere Staaten ausgewichen und 
bieten von dort aus ihre Wetten und Lotterien 
im Internet an. Im Onlinekasino wird rund um 
die Uhr gewettet, gezockt und gedaddelt – ohne 
jegliche staatliche Aufsicht, frei von Abgaben 
und Steuern. Das wollen die Schleswig-Hol-
steiner legalisieren, auch um es zu kontrollieren, 
ohne es zu gängeln und ohne Platzvorteile für 
staatliche Monopol-Veranstalter.

appell	der	Wirtschaft
In der Schlussphase der bisher ergebnislosen 
Diskussion der Bundesländer appelliert die 
Automatenwirtschaft  an die Politik, eine kalte 
Enteignung der 6.000 Familienbetriebe nicht 
zuzulassen. Moderne Spielzentren mit mehre-
ren Konzessionen machten den Ordnungsbe-
hörden die wenigsten Probleme. Außerdem sei 
das staatliche Glücksspiel nicht schlechter und 
nicht besser als ein privates. Eine Branche mit 
dem Scheinargument des Spielerschutzes ver-
nichten und gleichzeitig das staatliche Monopol 
noch stärken zu wollen, sei scheinheilig, argu-
mentiert der Verband. 

Wenn dieser Entwurf Gesetz werde, vernichte 
er 60 Prozent der Existenzen und Arbeitsplät-

ze und stelle damit einen schweren Angriff  auf 
die grundgesetzlich gesicherte Berufsfreiheit 
und das Eigentumsrecht dar. Eine derartige 
Beschränkung fördere das illegale Spiel – Pro-
hibition habe noch nie funktioniert.

Der Ausgang ist (noch) ungewiss. Der alte 
Staatsvertrag läuft  Ende des Jahres aus, bis dahin 
wird es vielleicht einen neuen geben, aber ge-
wiss keine neuen Ausführungsgesetze in allen 
16 Bundesländern mit Anhörungen und zwei 
parlamentarischen Lesungen. Hans-Jörn Arp 
fi cht dies nicht an. Er ist fest entschlossen, den 
Alleingang zu wagen – mit einem liberalen 
Glücksspielgesetz, das den Privaten genügend 
Möglichkeiten gibt.
 Günter Kohl

Pokern	um	
den	Staatsvertrag

	DIE	BRanChE	In	zahlEn	

0  Die gewerbliche  Unterhaltungsautoma-
tenwirtschaft ist mittelständisch struktu-
riert. 6.000 Betriebe bieten rund 70.000 
Arbeitsplätze (davon 75 % für weibliche 
Beschäftigte) und ca. 300 Ausbildungs-
plätze

0  Spielbanken stellen ca. 5.000 Arbeits-
plätze

0  In ca. 8.000 gewerblichen Spielstätten 
und an 60.000 Gaststättenstandorten 
stehen 212.000 Geld-Gewinn-Spiel-Ge-
räte

0  Im Jahr fallen etwa eine Milliarde Euro 
Steuern und Sozialabgaben an, davon 
ca. 250 Mio. Euro Vergnügungssteuer

0  Spieler unter 18 Jahren sind zum Geld-Ge-
winnspiel nicht zugelassen; Alkoholaus-
schank in Spielstätten fi ndet nicht statt
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Von Thomas Plünnecke

Vor 20 Jahren lud Tim Berners-Lee seine 
Kollegen in einem Diskussionsforum 
zum Anklicken eines Hyperlinks ein. 
Der britische Informatiker sorgte damit 
für einen Urknall in der Kommunikation. 
Denn er gilt als Erfinder des World Wide 
Web.     

Am Anfang stand das Chaos. Dass 
viele sein Thesenpapier „Informations-
management: Ein Vorschlag“ heute 
in einem Atemzug mit Guttenbergs 
Buchdruck nennen, ahnte der Brite Tim 
Berners-Lee vor 20 Jahren ganz sicher 
nicht. Denn eigentlich wollte der junge 
Informatiker nur den Informationsfluss 
am CERN, der Europäischen Organisa-
tion für Kernforschung, verbessern, als 
er ein Computerprogramm schrieb, mit 
dessen Hilfe alle Forscher jederzeit auf 
die Ergebnisse ihrer Kollegen zugreifen 
können sollten. Berners-Lee nannte sein 
Projekt World Wide Web, weil er fest 
daran glaubte, dass sich nicht bloß 
in Genf, sondern rund um den Globus 
Rechner miteinander vernetzen werden 
würden. Am 6. August 1991 startete er 
den ersten öffentlichen Web-Server.

Das	netz	der	netze

Das Netz der Netze hat sich inzwischen 
zu einem festen Bestandteil des täglichen 
Lebens entwickelt. Fast 52 Millionen 
Deutsche (73 Prozent) sind laut Online-
studie von ARD und ZDF im Web aktiv. 
Tendenz weiter steigend! Die Alters-
gruppe der 14- bis 29-Jährigen nutzt der 
Erhebung zufolge bereits zu 100 Prozent 
die nahezu unbegrenzten Möglichkeiten, 
die uns das Internet eröff net. Das Versen-
den und Empfangen von E-Mails gehört 
ebenso dazu wie Facebook-Freundschaf-
ten und Blog-Beiträge, Video-Streams 

und ebay-Auktionen oder der Besuch in 
virtuellen Rathäusern, Banken und Be-
hörden.

Mittlerweile werden 3,4 Prozent des 
globalen Bruttosozialprodukts (1,67 Bil-
lionen US-Dollar) online erwirtschaft et, 
wie die Beratungsgesellschaft  McKinsey 
errechnet hat. Die Untersuchung zeigt 
auch, dass sich der technologische Fort-
schritt positiv auf den Arbeitsmarkt 
auswirkt. Für jeden Job, der in traditio-
nellen Branchen weggefallen ist, wurden 
demnach 2,6 neue geschaff en. Zumal das 
Internet ständig innovative Trends her-
vorbringt. So verlagern die Menschen das 
Surfen in jüngster Zeit etwa zunehmend 
auf mobile Endgeräte, was Smartphones 
und Tablet-PCs boomen lässt. Damit ein-
her geht wiederum die enorme Populari-
tät von Apps.

Mit „Cloud 
C omp uting “ 
ist die nächste 
große Revolu-
tion längst ein-
geläutet. Hinter 
der Wolke (engl. 
Cloud) steckt 
die Idee, immer 
mehr Dienste 
von lokalen 
C o m p u t e r n 
loszulösen, um 
sie ins Internet 
zu verlagern. Je 
nach Verwen-
d u n g s z w e c k 
wird bei den 
Angeboten zwischen Hardwarekom-
ponenten, Entwicklungsumgebungen 
und Soft warepaketen unterschieden. 
Sämtliche Angebote sind auf Abruf („on 
demand“) verfügbar. Die Vorteile für 
Anwender: Geringere Kosten und hö-
here Flexibilität. Weltweit werden mit 
Cloud-Services schon jetzt Umsätze im 
zweistelligen Milliarden-Dollar-Bereich 
erzielt. Die Experten von Gartner pro-
gnostizieren bis 2013 einen Anstieg auf 
über 150 Milliarden US-Dollar.

Angesichts des rasanten Wachstums ver-
wundert es kaum, dass das Internet ein 
nicht unbedeutender CO2-Emittent ist. 
Allein um die circa 50.000 Serverräume 

happy	Birthday
World	Wide	Web!

thomas	Plünnecke

happy	Birthday
World	Wide	Web!
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zEItlEIStE	
20	JahRE	WoRlD	WIDE	WEB

02.09.1969
Beim ersten Test des Arpanets, eines ex-
perimentellen Netzwerks des US-Militärs, 
werden bedeutungslose Daten zwischen 
zwei Computern hin- und hergeschickt

29.10.1969
Es werden erstmals Daten zwischen zwei 
verschiedenen Orten ausgetauscht: zwi-
schen der University of California, Los An-
geles, (UCLA) und dem Stanford Research 
Institute in Menlo Park in Kalifornien. Das 
Netz bricht aber nach den ersten beiden 
Buchstaben des Wortes „logon“ zusam-
men.

1972  Roy Tomlinson bringt die E-Mail ins Netz. 
1974  Es wird eine Kommunikationstechnik 

namens TCP entwickelt, damit sich Men-
schen in verschiedenen Netzen austau-
schen können. Damit entsteht das eigent-
liche Internet. 

1990  Tim Berners Lee entwickelt im Forschungs-
zentrum CERN das World Wide Web, um 
akademische Informationen weltweit ver-
fügbar zu machen

1991  Tim Berners Lee gibt das Internet zur all-
gemeinen & weltweilten Benutzung frei

1994  Der erste kommerzielle Web-Browser wird 
entwickelt: Netscape
Die erste Spam-Mail wird verschickt

1995  Amazon.com öffnet seine Pforten
1998  Google entsteht aus einem Projekt in 

einem Wohnheim an der Universität 
Stanford

1999  Napstar wird zum Tausch von Musik-
Dateien populär
Die weltweite Internetbevölkerung er-
reicht 250 Millionen 

2002  Weltweit 500 Millionen Internetnutzer
2004  Marc Zuckerberg gründet Facebook
2005  YouTube startet als Portal für Videos
2006  Google kauft YouTube für umgerechnet 

1,36 Milliarden �
Mehr als eine Milliarde Menschen sind 
online (ca. 1/6 der Weltbevölkerung)

2007  Apple stellt das iPhone vor als mobile 
Internetnutzung
Es setzt ein immer noch andauernder 
Boom internetfähiger Handymodelle ein

2008  Weltweit nutzen 1,5 Milliarden Menschen 
das Internet

2009  Als erste große US-Tageszeitung zieht der 
„The Seattle Post-Intelligencer“ komplett 
ins Internet um

2010  Facebook kommt auf eine halbe Milliarde 
Mitglieder
Jeder zehnte Deutsche ist Online

2011	 aller Deutschen sind online

und Rechenzentren in Deutschland 
mit Energie zu versorgen, ist die Leis-
tung von vier mittelgroßen Kohle-
kraft werken nötig. Auf diese Weise 
werden jährlich über sechs Millionen 
Tonnen Kohlenstoff dioxid verursacht. 
Zahlreiche Unternehmen haben be-
reits erkannt, dass hier Handlungs-
bedarf besteht, und sich im Rahmen 
ihrer Corporate Social Responsibilty 
Gedanken zur Lösung des Problems 
gemacht.

Der Anbieter 1&1 zum Beispiel ver-
sorgt seine Rechenzentren beispiels-
weise mit regenerativer Power und 
setzt ein intelligentes Kühlsystem ein, 
bei dem das warme Kühlwasser zu-
nächst durch Freiluft kühler auf dem 
Dach geschleust wird. Diese kommen 
ohne Energie-hungrige Kompressoren 

aus, weil sie die Außenluft  zum Ab-
kühlen verwenden. Selbst bei einer 
relativ hohen Temperatur von zehn 
Grad Celsius wird so durch eine natür-
liche Kühlung sehr viel Strom gespart. 
Durch diese und ähnliche Maßnah-
men (z.B. ein besonders effi  zientes 
Webhosting-Betriebssystem) können 
wir den CO2-Ausstoß insgesamt um 
bis zu 42.000 Tonnen pro Jahr redu-
zieren. Das schont die Umwelt – und 
hilft  uns, einen Beitrag zur verantwor-
tungsbewussten Nutzung des World 
Wide Web zu leisten.

Um die vielen Server mit Strom zu versorgen, 
wird eine menge Energie benötigt. Jede noch 
so  kleine  Einsparung  zahlt  sich  in  der  Öko-
Bilanz aus

Foto: 1 & 1

lESER	SChREIBEn

Die Redaktion freut sich über jede Zuschrift, be-
hält sich aber verständlicherweise Kürzungen vor.
Dass es sich bei Leserbriefen um Meinungsäußer-
ungen der jeweiligen Verfasser handelt und diese 
nicht notwendigerweise die Meinung der Redak-
tion wiedergeben, versteht sich am Rande.

leserbriefe@mitmagazin.com

zu:	 Editorial	 9-2011	 „Denk	 ich	 an	
Deutschland...“
Dank an Jürgen Presser für sein Editorial; er 
spricht mir voll aus dem Herzen. Auch Gün-
ter Kohl sei Dank für seinen Kommentar 
„Politik erklären statt dekretieren!“ Dieser 
Dank geht auch an Oswald Metzger für sei-
ne Aufforderung „Mut zur Veränderung“.
Kurt Haver
45472 Mülheim

zu:	Editorial	9-2011
Herzlichen Dank für das ausgezeichnete 
Editorial  von  Jürgen  Presser.  Der  Inhalt 
spricht mir weitgehend aus der Seele. Le-
diglich die Wehrpfl ichtproblematik sehe 
ich anders. Das Mittelstandsmagazin ist 
wirklich erfrischend und lehnt sich nicht 
dem Mainstream der übrigen Partei an. 
Die MIT und das Mittelstandsmagazin sind 
für mich der Hauptgrund, warum ich mich 
nach 47-jähriger CDU-Mitgliedschaft noch 
nicht politisch heimatlos fühle. Machen Sie 
weiter so!
Hans-Hinrich Munzel
h.munzel@gmx.net

zu:	Editorial	9-2011

Seit  Monaten  schreiben  kluge  Leute, 
dazu  zähle  ich  Herrn  Schlarmann,  über 
die Schiefl age unserer Politik, wie wir tra-
ditionelle Wähler vergraulen und was für 
ein  wirtschaftspolitischer  Schwachsinn 
von dieser Merkel-Regierung verbrochen 
wird. Jetzt aber meine ich, dass es nicht 
genügt, den Mund zu spitzen, sondern Sie 
müssen pfeifen!  Die „Welt“ hat detailliert 
aufgelistet, was Griechenland versprochen 
und was es tatsächlich unternommen hat. 
Das Fazit ist, dass die Schönredner in der 
EU in einer Märchenstunde sitzen, aber alle 
Märchen endlich sind und die Wirklichkeit 
grausam wird.
Ich erwarte, dass die führenden Leute jetzt 
auch öffentlich Gegenkurs beziehen. Die 
Grün/Roten sind auf der Stimmungswelle, 
und 2013 kräht kein Hahn mehr nach einer 
CDU, die schrecklich abgewirtschaftet hat 
- im Wortsinne.
Hubert Herrmann
78166 Donaueschingen
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aUto-tESt

opel	antara	mit	zahlreichen	neuerungen

Der Opel Antara kommt mit neuer Optik und völlig überarbeiteter Motoren- und Antriebstechnik daher

Schon vor dem Verkaufsstart standen die Käufer 
Schlange für den neuen VW Tiguan

Mit akzentuiertem Außendesign, neuen Mo-
toren, neu abgestimmtem Fahrwerk und einem 
überarbeiteten Innenraum verbindet der Opel 
Antara zum Modelljahr 2011 sportives Off roa-
der-Flair mit hohem Nutzwert und urbanem 
Schick. 
Die erneuerte Antriebspalette mit zwei Getriebe-
varianten, bestehend aus zwei Diesel- und einer 
Benzinervariante, bietet souveräne Fahrleistun-

gen bei deutlich reduzierten Verbrauchs- und 
Emissionswerten. Das 2.2 CDTI-Dieseltriebwerk 
steht in zwei Leistungsstufen zur Wahl. Die 120 
kW/163 PS starke Basisversion entwickelt ein 
maximales Drehmoment von 350 Nm und ist 
in Kombination mit Front- oder Allradantrieb 
sowie mit manuellem oder automatischem Ge-
triebe verfügbar. Mit einem kombinierten Kraft -
stoff -Normverbrauch von 6,3 l/100 km (CO2: 

167 g/km), 9,9 Sekunden für die Beschleunigung 
von 0-100 km/h und einer Höchstgeschwin-
digkeit von 189 km/h (jeweils frontgetriebene 
Schaltversion) bietet diese Motorisierung eine 
ausgewogene Mischung aus Effi  zienz und Dy-
namik.
Der serienmäßig mit Allradantrieb kombinierte, 
135 kW/184 PS starke Top-Diesel bietet eben-
falls beide Getriebeoptionen und überzeugt mit 
souveränen Fahrleistungen. Als Alternative zum 
Diesel steht die Benzinervariante 2.4 ECOTEC 
mit einer Leistung von 123 kW/167 PS und 
einem Drehmoment-Höchstwert von 230 Nm 
zur Wahl. 

Intelligentes	allradsystem	
mit	variabler	Kraftverteilung
Das elektronisch gesteuerte Allradsystem des 
Opel Antara kombiniert die Verbrauchsvorteile 
eines Fronttrieblers mit den Traktionsvorteilen 
eines Allradlers. Dabei sind auch hier im Normal-
fall die Vorderräder für den Vortrieb zuständig, 
wobei allerdings der momentane Fahrzustand von 
der zuständigen Regelelektronik kontinuierlich 
erfasst wird. 
Das ebenfalls  überarbeitete Interieur bietet neue, 
hochwertige Verkleidungs- und Bezugsstoff e, Ins-
trumente in neuer Grafi k, eine neu gestaltete Mit-
telkonsole mit zusätzlichen Ablagemöglichkeiten 
und die stilvolle Lederoption Mondial Hellgrau. 
Der Basispreis liegt bei 26.780 Euro.  G.K.

VW	tiguan:	neue	assistenz-Systeme
Lange vor dem Verkaufsstart des neuen VW 
Tiguan lagen bereits 12.600 Vorbestellungen al-
lein in Deutschland vor und bescheinigen dem 
beliebten kompakten Geländewagen so seine 
anhaltende Popularität.
Der neue Tiguan wurde nicht nur im Design ak-
tualisiert, sondern auch technisch perfektioniert 
und mit zahlreichen neuen Ausstattungsdetails 
verfeinert: Gleich fünf neue Fahrerassistenzsyste-
me machen den beliebten kleinen SUV sicherer 
und komfortabler als jemals zuvor. Während bei-
spielsweise „Lane Assist“ das Fahrzeug sicher in 
der Spur hält, erfasst die Müdigkeitserkennung 
Abweichungen vom normalen Fahrverhalten 
und empfi ehlt dem Fahrer optisch und akustisch, 
beizeiten eine Pause zu machen. Zudem neu 
verfügbar für alle Versionen: die elektronische 
Diff erentialsperre XDS, die insbesondere in den 
Kurven für verbesserte Fahrdynamik sorgt.
Für den neuen Tiguan wird außerdem ab so-
fort die Lederausstattung Volkswagen Exclusive 
bestellbar sein: Sitzbezüge aus „Nappa Cool 
Leather“ in Almandinrot sind mit schwarzen 

Kedern versehen. Ein Multifunktions-Sport-
Lederlenkrad mit farbigen Ziernähten gehört 
ebenfalls zu diesem Angebot. Ergänzend können 
nun auch 19-Zoll-Leichtmetallräder „Savannah“ 
inklusive Radhausverbreitung gewählt werden.

Der neue Tiguan kann sowohl in zwei Onroad-
Ausstattungen „Trend & Fun“ und „Sport & 
Style“ sowie in zwei Off road-Linien „Track & 
Field“ und „Track & Style“ bestellt werden. Der 
vielseitige Volkswagen ist für einen Einstiegspreis 
ab 24.175 Euro erhältlich. Günter Kohl

opel	antara	mit	zahlreichen	neuerungen
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BüChER

für 
Sie gelesen ......

von Günter Kohl

Deutschland,	zahlmeister	der	EU
Prof. Dr. Franz-Ulrich Willeke
Broschur, 160 S., 19,90 Euro
Olzog Verlag, ISBN 978-3-7892-8322-1

Dieses Buch ist eine Abrechnung mit der 
ungerechten fi nanziellen Lastenverteilung 
innerhalb der EU seit der deutschen Wie-
dervereinigung. Von da an hat Deutschland 
täglich im Durchschnitt 54 Mio. Euro als 
Beitrag zum EU-Haushalt nach Brüssel 
transferiert – und es darf deshalb mit Recht 
den Titel „Zahlmeister Europas“ für sich 
beanspruchen. Durch die Schuldenkrise 
südeuropäischer EU-Staaten spitzt sich 
diese Rolle weiter zu.

Die	Währungsreform	kommt!
Ulrich Horstmann
Geb., 272 S., 17,50 Euro
FinanzBuch Verlag, 
ISBN 978-3-89879-654-5

Der Autor macht in die-
sem Buch eindrücklich 
klar, wie es um die Zu-
kunft unserer Währung 
steht. Nach seiner Mei-
nung leben wir in einer 
Zeit, in der nichts mehr 
sicher scheint, und in 
der  es  sich  lohnen 
kann, auch über das 
Unvorstellbare nach-

zudenken. Darüberhinaus gibt er Tipps 
zur persönlichen Vermögenssicherung.

handbuch	IFRS	2011
Hrsg. Wolfgang Ballwieser
7. Aufl ., 1.238 S., 125,- Euro
Wiley-VCH Verlag, 
ISBN 978-3-527-50587-6

Seit alle kapitalmarktorientierten Unter-
nehmen ihre Konzernabschlüsse nach 
International Financial Reporting Stan-
dards  (IFRS)  erstellen  müssen,  wird 
es  auch  für  andere  Unternehmen  in 
Deutschland zunehmend wichtiger, die 
Vorteile der IFRS zu nutzen, um ihre Ver-
handlungsposition gegenüber Banken 
und anderen Kapitalgebern zu stärken. 
Dazu ist die Kenntnis der komplizierten 
Regeln erste Voraussetzung.

Duden
Bücher,	die	man	kennen	muss
Broschur, 316 S., 9,95 Euro
Duden Verlag
ISBN 978-3-411-74851-8

Sie  haben  sie  nicht 
selbst gelesen, wollen 
aber mitreden können? 
über all‘ die Kultbücher, 
Longseller, Klassiker? 
Dann helfen Ihnen die 
handlichen Wegweiser 
des Dudenverlags wei-
ter:  Bücher,  die  man 
kennen muss – Popu-
läre Bestseller und das 

andere Klassiker der Weltliteratur. Beide Bü-
cher verschaffen einen Überblick, helfen beim 
Nachschlagen nach Autoren und Titeln und 
liefern Infos zur Inhaltszusammenfassung 
und zur Autorenbiografi e.

Duden
Deutsches	Universalwörterbuch
7. Aufl age, 2.112 S., 39,95 Euro
+ CD-ROM 49,95 Euro
Duden Verlag

Dieser  Duden  ist  und 
bleibt die Nr. 1 der Be-
deutungswörterbücher, 
ein  unentbehrlicher 
Ratgeber und ein wert-
volles Nachschlagewerk 
für alle, die mit dem Wort 
umgehen. Der Band ist 
der  große  Bruder  des 
Rechtschreibdudens 

und enthält gegenüber der letzten Ausgabe 
7.000 Neueinträge – von „alternativlos“ bis 
„Kopftuchmädchen“. Rund 500 Infokästen er-
klären den angemessenen Sprachgebrauch 
eines Wortes leicht verständlich und anhand 
von ausführlichen Beispielen. Zusätzlich bietet 
das DDUW eine 45-seitige Kurzgrammatik, die 
die wichtigsten Regeln erklärt.

BestSeller
Berger/ Rinner
Geb., 256 S., 59,- Euro
Orell Füssli Verlag
ISBN 978-3-280-05425-3

Der Verkauf ist der er-
folgreiche Abschluss 
jeder  Beratung.  Die 
Entscheidung  des 
Kunden zu kaufen, be-
deutet nichts anderes, 
als dass es dem Kun-
denberater gelungen 
ist,  die  Bedürfnisse 
seines Kunden zu ver-
stehen und ihn durch 

seine Beratung und seine Argumente zu 
überzeugen. Ob alt gedienter Verkaufsprofi  
oder unerfahrener Neueinsteiger – sie alle 
fi nden sich mit diesem Buch im Verkaufs-
alltag wieder und erhalten Tipps und An-
regungen zum Nachdenken.

atom-	und	erdölfrei	in	die	zukunft
Roger Nordmann
Broschur, 230 S., 24,90 Euro
Orell Füssli, ISBN 978-3-280-05437-6

Der  Autor  erläutert  die  Probleme  der 
heutigen Energiepolitik. Am Beispiel der 
Schweiz schildert er, wie ein Land seinen 
Energiebedarf ausschließlich über erneu-
erbare Energien decken kann. Seine Argu-
mentation ist zwar nachvollziehbar, aber 
Deutschland ist eben nicht die Schweiz 
– die Modelle sind nicht übertragbar.

Rettet	den	Euro!
Martin Hüfner
Geb., 280 S., 21,90 Euro
Murmann Verlag
ISBN 978-3-86774-149-1

„Der Euro von 1999 
ist tot. Er war gut, ist 
aber keine Währung 
für eine Horde wild 
gewordener  Natio-
nalstaaten, die sich 
nicht anders zu hel-
fen wissen, als mit 
Milliardenprogram-
men um sich zu wer-
fen,“ sagt der Autor, 
seit  vielen  Jahren 

Chefvolkswirt. Mit seinen Thesen ist er 
eine glaubwürdige, konstruktive Stimme in-
mitten des tagespolitischen Krisengetöses .

Weitere Buchtipps fi nden Sie auf Seite 26
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aufregend	lecker:	
	 Jetzt	kocht	der	norden

Die	tragödie	des	Euro
Philipp Bagus
Hardcover, 192 S., 17,99 Euro
FinanzBuch Verlag
ISBN 978-3-89879-670-5

Der Volkswirtschaftspro-
fessor  Bagus  hält  den 
Zusammenbruch des Euro 
für alles andere als einen 
Zufall. Für ihn haben euro-
päische Sozialisten das 
Euro-Projekt angestoßen, 
um damit ihrem Traum von 
einem europäischen Zen-
tralstaat näherzukommen 
(Mitterand: „Europa wird 

sozialistisch sein oder es wird gar nicht sein!“) 
Die Entwicklung des Euro ist für Bagus eine 
Geschichte über Intrigen und politische wie öko-
nomische Interessen, in der Politiker um Macht, 
Einfl uss und ihren Stolz kämpfen.

Der	erfolgreiche	abstieg	Europas
Eberhard Sandschneider
Geb., 206 S. 19,90 Euro
Carl Hanser Verlag
ISBN 978-3-446-42352-7

Der angesehene Außen-
politiker konfrontiert den 
Leser mit unbequemen, 
unpopulären,  aber  auf-
regenden Befunden. Der 
Westen ächzt unter den 
Folgen der Wirtschaftskri-
se, während aufstrebende 
Schwellenländer wie Chi-
na, Indien oder Brasilien 
an wirtschaftlicher Stärke 

gewinnen und immer mehr politische Macht 
beanspruchen. Wenn Europa seinen Einfl uss 
wahren will, so seine These, muss es freiwillig 
Macht abgeben.

Das	Ende	des	freien	Marktes
Ian Bremmer
Geb., 224 S., 19,90 Euro
Carl Hanser Verlag
ISBN 978-3-446-42700-6

Der  amerikanische  Politologe  Bremmer  be-
schreibt  in  diesem  Buch  die  zunehmende 
wirtschaftliche Dominanz autoritärer Staaten 
und ihres Staatskapitalismus‘. Letzterer lehrt 
westliche Unternehmen und Demokratien das 
Fürchten, weil diese Auseinandersetzung an-
mutet wie ein Kalter Krieg mit wirtschaftlichen 
Mitteln. Deutsche Großunternehmen haben 
dies wohl entweder noch nicht begriffen oder 
überschätzen maßlos ihre eigenen Stärken im 
Umgang mit Gazprom. Ihre Aktionäre sollten 
dieses Buch lesen!

Zu einer festen Größe im Fein-
schmecker-Tourismus hat sich 
das Schleswig-Holstein Gourmet 
Festival entwickelt. Ausgerichtet 
von den Mitgliedern der Koope-
ration Gastliches Wikingland 
e.V. ist es mit seinen 25 Jahren 
das älteste in Deutschland und 
hat dennoch nicht an Charme 
und Originalität verloren. Die 
Mischung aus bewährten und 
neuen Gastköchen mit ihren 
unterschiedlichen Kochstilen 
bringt neuen Schwung in die hei-
mischen Küchen. Davon profi tie-
ren die Gäste, Mitgliedsbetriebe 
und ihre Küchencrews. 

Bis Mitte März 2012 kommen 
18 vielfach ausgezeichnete 

schmecker-Tourismus hat sich 
das Schleswig-Holstein Gourmet 
Festival entwickelt. Ausgerichtet 

ration Gastliches Wikingland 
e.V. ist es mit seinen 25 Jahren 
das älteste in Deutschland und 
hat dennoch nicht an Charme 
und Originalität verloren. Die 
Mischung aus bewährten und 
neuen Gastköchen mit ihren 
unterschiedlichen Kochstilen 

ren die Gäste, Mitgliedsbetriebe 

Bis Mitte März 2012 kommen 

Top-Köche, um aus meist regio-
nalen Produkten außergewöhn-
liche Sinnesfreuden zu kreieren. 
Skandinavien gibt mittlerweile in 
Europa den kulinarischen Ton an, 
daher engagiert die Kooperation 
mit Magnus Ek (Schweden) und 
Th orsten Schmidt (Dänemark) 
zwei herausragende Trendsetter 
mit kreativer, nordischer Hand-
schrift . 
Für Deutschland gehen Drei-
Sterne-Koch Harald Wohlfahrt 
und seine Zwei-Sterne-Kollegen 
Henri Bach, Wolfgang Becker, 
Th omas Bühner,  Alexandro Pape 
und Hans Stefan Steinheuer an 
den Start. 

aufregend	lecker:	
	 Jetzt	kocht	der	norden

24.	Schleswig-holstein	Gourmet	Festival

termin	+		 Mitgliedshäuser	 Gastkoch
Gastkoch

30.	+	31.10  Cap Polonio, Pinneberg  Henri Bach

30.	+	31.10.  Fitschen am Dorfteich  Dieter Müller
    Wenningstedt/ Sylt

5.	+	6.	11.  Seeblick, Amrum  Nelson Müller

6.	+	7.	11.  Strandhotel Glücksburg  Alexandro Pape

20.	+	21.11.  Restaurant Stolz, Plön  Magnus Ek

20.	+	21.11.  Columbia, Travemünde  Thomas Bühner

28.	+	29.11  Maritim Seehotel  Harald Wohlfahrt
    Timmendorfer Strand

Weitere Termine: www.gourmetfestival.de
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Der Machtwechsel in der Bundes-
wirtschaft sprüferkammer (WPK) 
in Berlin wurde von den Angehö-
rigen dieses Berufsstandes als echte 
Sensation empfunden. Nach mehr 
als 50 Jahren setzten sich bei den 
Beiratswahlen im Sommer erstmals 
die Inhaber und Mitarbeiter der 
mittelständischen Kanzleien gegen 
die „Big-Four“ durch. Dahinter ver-
bergen sich die Prüfungsgesellschaf-
ten KPMG, Ernst & Young, Price-
waterhouse Coopers und Deloitte 
Touche Tohmatsu mit zusammen 
annähernd 30.000 Mitarbeitern 
und einem Jahresumsatz von 4,4 
Mrd. Euro. Laut Wikipedia wickeln 
sie 83 Prozent des Geschäft s mit den 
160 großen Aktiengesellschaft en in 
Deutschland ab.

Der „Verband für mittelständische 
Wirtschaft sprüfung“ (wp.net) 
verdrängte alle Vertreter der vier 
großen Prüfungsgesellschaft en aus 
dem Beirat. Dadurch scheiden die 
„Big-Four“ auch aus Präsidium und 
Vorstand der WPK aus, da deren 
Mitglieder aus der Mitte des Bei-
rats gewählt werden. In der WPK 
sind sämtliche der mehr als 20.000 
deutschen Abschlussprüfer Zwangs-
mitglied. Sie üben unter anderem 
die Berufsaufsicht über die Branche 
aus. Neuer Präsident wurde Michael 
Gschrei aus München. Er löste Nor-
bert Pfi tzer, Vorstandsmitglied von 
E&Y, ab.

Möglich wurde der Umschwung 
durch eine Gesetzesänderung, 
die Briefwahlen einführte. Zuvor 
hatten sich die großen Prüfungsge-
sellschaft en auf den Mitgliederver-
sammlungen mit Blankovollmach-
ten ihrer eigenen Beschäft igten 
durchsetzen können.

Positiv äußerte sich das 
Deutsche Bäckerhandwerk 
über die Geschäft sentwick-
lung in Deutschland: Stei-
gende Beschäft igtenzahlen, 
stabile Umsätze und ein 
Brotmarkt, der sich kaum 
verändert hat und den sich 
Bäckereien, Discounter und 
Lebensmittelhandel zu je 
einem Drittel auft eilen.

Besorgt äußerte sich Ver-
bandspräsident Peter Be-
cker allerdings zur Politik 
de Bundesregierung: „Wir 
vermissen eine klare Linie 
und wünschen uns mehr 
Verlässlichkeit. Wir kriti-
sieren ganz stark den über-
hasteten Energieausstieg, 
der zu 25 Prozent höheren 
Strompreisen in der nächs-
ten Zeit führen wird.“ Das 
Bäckerhandwerk, zu dem 
fast 15.000 Betriebe mit 
nahezu 300.000 Beschäft ig-
ten zählen, wehrt sich auch 
gegen Gängelungsversuche 
der EU: „Unsere Kunden 

Revolution	
bei	den	
Wirtschafts-
prüfern

Bäckerhandwerk	wehrt	sich
gegen	Gängelung	durch	EU

sollen selbst entscheiden, 
wieviel Salz ein Brot ent-
halten darf. Auch aus ernäh-
rungsphysiologischer Sicht 
haben wir Bäcker diese 
Grenzwerte sehr wohl im 
Auge“, sagte Becker.

Geradezu auf Unverständ-
nis stößt, nicht nur im Bä-
ckerhandwerk, das „unsin-
nige in mancher Weise auch 
diskriminierende Urteil 
des Bundesfi nanzhofes“ 
zum Mehrwertsteuersatz. 

Becker: „Ältere Mitbürger 
oder Menschen mit Han-
dicap, die nicht im Stehen 
essen wollen, werden diskri-
miniert.“ Nach dem Urteil 
des BFH sind lediglich Spei-
sen, die im Stehen verzehrt 
werden mit dem niedrigen 
Mehrwertsteuer-Satz von 
sieben Prozent belegt, wer 
sein Brötchen oder seine 
Wurst im Sitzen verzehren 
möchte, muss den höheren 
Satz von 19 Prozent zahlen.
 G.K.

Die Deutsche Brotkultur soll immaterielles UNESCO-Kulturerbe werden wie die französische Esskultur oder 
der argentinische Tango

Peter	Becker, Präsident des Zentralverbandes des Deutschen Bäcker-
handwerks und Mitglied der MIT
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Wer zu spät kommt, den bestraft das 
Leben? Das muss im Bereich der Be-
grenzung von Rabattaktionen in der 
Werbung jedenfalls nicht der Fall sein, 
wie kürzlich das OLG Hamm (Urteil vom 
5.10.2010, Az:I-4 U 52/10) entschieden 
hat.

Von Rechtsanwalt Manfred Wagner, 
Saarbrücken

In dem vorliegenden Fall ging es um das Wer-
beverhalten des beklagten Reiseveranstalters, 
der auf einer Internetseite eine Kinderreise mit 
einem Frühbucherrabatt angeboten hatte. Zuvor 
hatte der Reiseveranstalter bereits die gleiche 
Reise mit einer Rabattfrist beworben und diese 
Frist nun mit dem erneuten Angebot verlängert.

Der Kläger hatte die Beklagte nach erfolgloser 
Abmahnung auf Unterlassung und Erstattung 
von Abmahnkosten in Höhe von 214 € nebst 
Zinsen verklagt. 

Die Klägerin sah darin, dass die Beklagte den 
Preisvorteil auch nach dem Ablauf der genann-
ten Rabattfrist gewährte, eine Irreführung der 
angesprochenen Verbraucher, denn diese wür-
den unter Umständen zu Spontanbuchungen 
verführt, welche wegen der Fristverlängerung gar 
nicht nötig wären. 

Die Beklagte hatte argumentiert, dass sie mit 
der Verlängerung der Rabattfrist lediglich zuvor 
nicht absehbare günstige Einkaufspreise an ihre 
Kunden habe weitergeben wollen. Daher bean-
tragte sie Klageabweisung mit der Begründung, 

dass dieses Werbeverhalten seit Jahren üblich sei 
und hierin keine Irreführung gesehen werden 
könne. 

Der	Gang	des	Verfahrens
Das in erster Instanz zuständige Landgericht 
hatte die Klage dem Antrag der Beklagten ent-
sprechend abgewiesen.

Die Klägerin legte gegen diese Entscheidung 
Berufung ein und begründete diese damit, dass 
die Irreführung, auch wenn dies durch den Be-
klagten nicht beabsichtigt gewesen sei, durch 
die Gewährung des Preisvorteils auch noch 
nach Ablauf der Rabattfrist verursacht wurde. 
Das Setzen einer Rabattfrist und deren nach-
trägliche Verlängerung sei eine objektiv falsche 
Werbeaussage, die die angesprochenen Verbrau-
cher möglicherweise dazu brachte, Buchungen 
vorzunehmen, die sie, hätten sie gewusst, dass der 
Preisvorteil nicht abläuft , nicht vorgenommen 
hätten. Der zuständige 4. Zivilsenat des Oberlan-
desgerichts Hamm hat die Berufung des Klägers 
am 05.10.2010 zurückgewiesen und ist damit 
der Entscheidung des Landgerichts Bielefeld 
vom 5. März 2010 gefolgt. 

Die	Entscheidungsgründe
Der Senat ist der Auff assung, dass die vorliegend 
beanstandete Werbung nicht irreführend sei und 
dem Kläger damit kein Unterlassungsanspruch 
zustehe. 

Die hier angegriff ene Werbung wäre dann als 
irreführend zu qualifi zieren, wenn die in ihr 
enthaltenen Angaben über die Dauer eines Früh-
bucherrabatts bei den angesprochenen Verkehrs-

kreisen einen unrichtigen Eindruck hervorgeru-
fen hätten, der für die spätere Kaufentscheidung 
der Verbraucher relevant gewesen wäre. 

Die Werbung des Beklagten war jedoch nicht 
unwahr oder sonst zur Täuschung geeignet. 
Bei der Beurteilung der Werbung komme es 
entscheidend auf die Situation zum Zeitpunkt 
des Erscheinens der Werbung an. Bei einer in 
die Zukunft  gerichteten Werbeaussage, wie der 
vorliegenden, könne es nicht darauf ankommen, 
ob sie sich nachträglich als richtig erweist oder 
nicht, sondern nur darauf, ob die Werbeaussage 
zum Zeitpunkt des Erscheinens der Werbung aus 
der prognostischen Sicht des Werbenden richtig 
war oder nicht, so die Entscheidungsbegrün-
dung. Als die Beklagte die Rabattfrist für Früh-
bucher zum ersten Mal einräumte, wollte sie den 
Frühbucherrabatt nur für eine bestimmte Frist 
gewähren und konnte die günstigen Umstände, 
welche danach zur Verlängerung des Rabattes 
führten, noch nicht absehen. Die erste Werbung 
mit dem Frühbucherrabatt war somit aus pro-
gnostischer Sicht der Beklagten nicht unwahr 
und damit auch nicht zur Irreführung geeignet.

Fazit
Die hier angegriff ene Werbung wäre nur dann 
als irreführend einzustufen, wenn die Werbende 
von vorneherein eine Fristverlängerung beab-
sichtigt hätte und die Verbraucher mittels der 
Werbeaktion gezielt unter Druck hätte setzen 
wollen, um Spontanbuchungen zu provozie-
ren. Eine unerwartete Entwicklung hingegen, 
die eine Fristverlängerung möglich macht, kann 
dem Werbenden nicht negativ ausgelegt werden.

Früh- oder Spätbucher – darum geht es in einem Urteil zum Wettbewerbs- und Werberecht in der Reisebranche

WEttBEWERBSRECht

Frühbucher,	Spätbucher	–	
wie	endgültig	muss	Werbung	sein?
Frühbucher,	Spätbucher	–	
wie	endgültig	muss	Werbung	sein?
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Rechtliche Fragen beherrschen 
unseren Alltag und auch das Mitein-
ander im Berufsleben. Die Beziehun-
gen zwischen Unternehmen stehen 
ebenso auf dem rechtlichen Prüf-
stand, wie die Vertragsverhältnisse 
zwischen Firmen und Verbrauchern.

Wir wollen helfen, mehr Licht in den 
Paragrafen-Dschungel zu bringen. 
Dazu geben wir Ihnen gerne die 
Gelegenheit, uns Fragen zu recht
lichen Problemen zu senden. Eine 
kurze Mail genügt. Wir werden jeden 
Monat ausgewählte Fragen  veröf-
fentlichen und beantworten oder zu 
aktuellen Themen Wissenswertes 
mitteilen. 

Aber Achtung: Es geht dabei nicht 
um eine individuelle rechtliche Be-
ratung. Die erhalten Sie bei Ihren 
Rechtsanwälten vor Ort. Wir wollen 
vielmehr allgemeine rechtliche Ten-
denzen aufzeigen.

Eine wohnungsrechtliche Frage 
stellte sich neulich unserer Lese-
rin Gisela H.. Sie ist Unternehmerin 
und darüber hinaus gehören ihr ei-
nige Eigentumswohnungen, welche 
vermietet sind. Für die Wohnungen 
gibt es eine Wohnungsverwaltung. 
Weiteren Personen gehören Woh-
nungen in der gleichen Wohnungs-
eigentumsanlage. A uf einer der 
letzten Eigentümerversammlungen 
ging es um die Frage, in welchem 
Umfang und wem gegenüber der 
Verwalter Auskunft zu erteilen hat. 

Grundsätzlich hat der Verwalter einer 
Wohnungseigentumsanlage allen 
Eigentümern Einsicht in die Verwal-
tungsunterlagen zu gewähren. Damit 
wird es dann aber auch schon kom-
pliziert. Immer wieder wird darum ge-
stritten, ob der Verwalter Kopien von 
zum Beispiel Abrechnungsunterlagen 
an den Eigentümer zu senden hat, der 
Auskunft begehrt. Muss der Verwal-
ter Einsicht in seinem Büro oder beim 
Eigentümer gewähren? Macht es einen 
Unterschied, ob der Eigentümer am 
gleichen Ort lebt oder 500 Km entfernt?

Der Bundesgerichtshof hat sich in 
einem Urteil aus dem Februar diesen 
Jahres zu einem Teil dieser Fragen geäu-
ßert. Danach haben Wohnungseigen-
tümer ihr Recht auf Einsichtnahme in 
Verwaltungsunterlagen grundsätzlich 
in den Räumlichkeiten der Wohnungs-
verwaltung wahrzunehmen. Sie dürfen 
sich auch Kopien fertigen, müssen dies 
aber selbst bezahlen. Dieses Recht 
auf Einsicht besteht auch noch, wenn 
der Verwalter für den entsprechenden 
Zeitraum bereits entlastet oder seine 
Abrechnung bestandskräftig geneh-
migt worden ist.

Der Verwalter ist nicht verpflichtet, die 
Unterlagen dem Eigentümer zur Ein-
sichtnahme zuzusenden. Selbst für den 
Fall, dass der Eigentümer die Kosten 
der Versendung übernimmt, besteht 
kein entsprechender Anspruch gegen 
den Verwalter. 

Einen Auskunftsanspruch im Hinblick 
auf die Jahresabrechnung und den 
Wirtschaftsplan hat nur die Eigentü-
mergemeinschaft gemeinschaftlich. 
Macht sie einen solchen Anspruch 
nicht geltend, kann der einzelne Eigen-
tümer Auskunft verlangen.

Im zweiten Teil dieser Rubrik weisen 
wir wieder einmal gerne auf Dinge 
hin, die es eigentlich nicht geben soll-
te. Das Oberlandesgericht München 
hatte im Rahmen eines Berufungs-
verfahrens über ein Scheinurteil zu 
entscheiden. Spätestens seit Michael 

Recht im Gespräch

Wolf-Dietrich 
Bartsch,
Rechtsanwalt 
und Notar,

stellt sich den Fragen unserer Leser

Schreiben Sie uns: rechtsfragen@mitmagazin.com

Endes Geschichte von „Jim Knopf“ 
ist der so genannte Scheinriese hier-
zulande bestens bekannt, was man 
von Scheinurteilen bislang nicht be-
haupten kann
 
Ein Zivilprozess schließt üblicherwei-
se mit einem Urteil ab. Dieses Urteil 
ist durch den Richter zu sprechen 
und zu verkünden. Die Verkündung 
geschieht entweder am Verhand-
lungstag selbst (meist in Form des so 
genannten „Stuhlurteils“, was aber 
eine andere Geschichte ist) oder aber 
in einem extra anberaumten Verkün-
dungstermin. 

Das Landgericht München hatte als 
erstinstanzliches Gericht einen sol-
chen Verkündungstermin anberaumt. 
Das Urteil wurde unterschrieben 
und den streitenden Parteien zuge-
schickt. Es fehlte jedoch das Verkün-
dungsprotokoll für den Verkündungs-
termin. Damit ist den Parteien ein 
nicht verkündetes Urteil zugestellt 
worden – ein Scheinurteil. 

Dieses Urteil kann rechtlich eine 
Instanz nicht abschließen. Es stellt 
vielmehr nur einen Urteilsentwurf 
dar. Um den Rechtsschein des nicht 
verkündeten Urteils zu beseitigen 
muss allerdings Berufung eingelegt 
werden. Die Angelegenheit kam so 
zum Oberlandesgericht. Das OLG 
stellte die „Nichtexistenz“ des Urteils 
fest und verwies die Angelegenheit 
wieder an die erste Instanz. 

Und so sind Scheinurteil und Schein-
riese auf den zweiten Blick doch 
nicht so unterschiedlich wie zuerst 
angenommen. Beide geben vor, viel 
größer und wichtiger zu sein, als sie 
es in Wirklichkeit sind.
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zusammengestellt	
von	Wolf-Dietrich	
Bartsch,	Rechtsanwalt	
und	notar	

rechtsfragen@mitmagazin.com

Beim	Sonderbedarf	
ist	Weitsicht	gefordert

OLG Hamm; Beschluss vom 21.12.2010; 
2 WF 285/10

Leben die Eltern getrennt, so haben 
die Kinder einen Anspruch auf Kindes-
unterhalt. Der ei ne Elternteil, bei dem 
sich die Kinder überwiegend aufhal-
ten, erfüllt seine Un ter halts ver pfl ich-
tung durch die Betreuung der Kinder. 
Der andere Elternteil schuldet den so  
ge nann ten Barunterhalt. Dieser Barun-
terhalt wird mittels der „Düsseldorfer 
Ta bel le“ bestimmt. Es gibt aber immer 
wie der Situationen, die von dem „nor-
malen Kindesunterhalt“ nicht gedeckt 
sind. Dies ist z.B. möglich, wenn ein 
Kind plötzlich unter Allergien leidet 
und  zum  eigenen  Schutz  eine  be-
stimmte teure Matratze für sein Bett 
benötigt. Dann handelt es sich um 
Sonderbedarf.

Das Oberlandesgericht Hamm hatte 
einen Fall zu entscheiden, indem ein 
Kind von sei nem Vater Sonderbedarf 
verlangte, weil es auf Klassenfahrt war 
bzw. an einem Schü ler aus tausch teil-
nehmen wollte. Das Oberlandesgericht 
wies den Antrag des Kindes zu rück. 
Das Gericht wies darauf hin, dass der 
Sonderbedarf  eine  Aus nah me  dar-
stellt. Er muss überraschend auftreten 
und auch der Höhe nach nicht ab seh-
bar sein. Eine Klassenfahrt wird aber 
üblicherweise längerfristig geplant. 
Gleiches gilt für Austauschprogram-
me. Jeder Schüler und auch die Eltern 
wissen, dass diese Kosten ir gend wann 
auf sie zukommen. Ist der Aus tausch 
nur ein zusätzliches Angebot (im vor-
liegenden Fall ein China-Austausch), 
der ohnehin nur von einem Teil der 
Schüler wahrgenommen wird, so ist 
dieses auch kein Son der be darf. Der 
Sonderbedarf soll üblicherweise nur 
die notwendigen Le bens be dürf nis se 
abdecken, die unvorhersehbar und 
plötzlich auftauchen.

Allerdings weist das Gericht darauf-
hin, dass etwas anderes gelten kann, 
wenn der Kin des va ter über ein außer-
gewöhnlich hohes Einkommen verfügt. 
Sofern das allerdings nicht der Fall ist, 
muss sich der Kindesvater nicht an den 
entsprechenden Kosten be tei li gen.

aKtUEllE	URtEIlE

Der	name	sollte	schon	stimmen
OLG Brandenburg; Beschluss vom 25.02.2011; 

7 Wx 26/10

Wer eine Firma gründet, hat darauf zu achten, 
dass der Name der Firma potenzielle Kunden 
und auch Mitbewerber nicht in die Irre führt. 
Dies wird vor der Eintragung in das Handels-
register geprüft. Das Oberlandesgericht Bran-
denburg hatte einen Fall zu entscheiden, der 
beim Vereinsregister spielte. Ein im Jahre 1992 
gegründeter Verein hatte sich einen neuen 
Namen gegeben und wollte diesen in das 
Vereinsregister eintragen lassen. Bestandteil 
des Namens sollte nun „ …1921 e.V. “ sein. 

Das Gericht akzeptierte den neuen Namen 
nicht. Bei Vereinen wird üblicherweise ange-
nommen, dass die Jahreszahl im Namen dem 
Jahr der Gründung entspricht. Liegt das Jahr 
weit zurück, so wird angehenden Vereinsmit-
gliedern vorgespielt, dass der Verein auf eine 
lange Tradition zurückblicken kann. Das OLG 
hat daher den Grundsatz der Namenswahr-
heit in den Mittelpunkt seiner Entscheidung 
gestellt. Irrführende Angaben dürfen nicht 
eingetragen werden. Der Verein wird sich wohl 
einen neuen Namen suchen müssen.

Versetzung	nicht	gefährdet
BAG; Urteil vom 19.01.2011; 

10 AZR 738/09

Verträge sind zu halten; dieser alte Rechts-
grundsatz gilt nach wie vor. Doch oft sind 
mehrdeutige Vertragsklauseln auszulegen, 
und für böse Überraschungen bei zumin-
dest einen Vertragspartner ist gesorgt. Dem 
Bundesarbeitsgericht lag ein Arbeitsvertrag 
einer Außendienstmitarbeiterin vor, die in 
einer ganz bestimmten Region tätig war. 
Allerdings war vertraglich vereinbart, dass 

der Arbeitgeber ihr ein anderes Gebiet 
zuweisen durfte. Von diesem Recht 
machte der Arbeitgeber nun Gebrauch. 
Die Arbeitnehmerin war mit der Ver-
setzung nicht einverstanden und zog 
vor das Arbeitsgericht. 

Das Bundesarbeitsgericht sieht die 
Maßnahme des Arbeitgebers  als vom 
Arbeitsvertrag gedeckt an. Je allgemei-
ner die Beschreibung im Arbeitsvertrag 
ist, um so weiter geht das Direktions-
recht  des  Arbeitgebers.  Hier  hatte 
sich der Arbeitgeber die Versetzung 
an einen anderen Arbeitsort ausdrück-
lich vorbehalten. Die Parteien haben 
damit vertraglich festgelegt, dass dem 
Arbeitgeber die Versetzungsbefugnis 
an einen anderen Arbeitsort zustehen 
soll. Und Verträge sind nun einmal zu 
halten…

Schnelles	handeln	sichert	Geld
BGH; Urteil vom 04.05.2011; 

VIII ZR 195/10

An dieser Stelle haben wir schon mehr-
fach  über  die  immer  strenger  wer-
denden Anforderungen an wirksame 
Mietvertragsklauseln berichtet. Dies 
betrifft insbesondere die Klauseln zu 
den Schönheitsreparaturen. Der Ver-
mieter ist grundsätzlich verpfl ichtet, 
die Arbeiten auf eigene Kosten durchzu-
führen. Er kann aber diese Belastung im 
Mietvertrag auf den Mieter abwälzen, 
wenn der damit einverstanden ist. In-
zwischen sehen die Gerichte einen star-
ren Fristenplan als unwirksam an, der 
regelt, wann der Mieter welche Arbeiten 
auszuführen hat. Die Folge: Der Mieter 
ist nicht verpfl ichtet, die Arbeiten aus-
führen zu lassen.

Der Bundesgerichtshof musste ent-
scheiden, ob dem Mieter, der „rechts-
irrig“ renoviert hat, ein Ersatzanspruch 
gegen den Vermieter zusteht. Grund-
sätzlich wird das angenommen. Aber: 
Es ist Eile geboten! Der BGH hat aus-
geführt,  dass  Ersatzansprüche  des 
Mieters wegen der rechtsirrig vorge-
nommenen Schönheitsreparaturen in 
sechs  Monaten  ab  Beendigung  des 
Mietverhältnisses  verjähren.  Es  gilt 
§ 548 II BGB, da solche Arbeiten als 
Aufwendungen zur Verbesserung der 
Mietsachen anzusehen sind.
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Unser Foto zeigt (von links) Tobias Reiß, MdL, und den MU-Kreisvorsitzen-
den Leonhard Zintl

Rund 300 Gegner der dritten 
Startbahn des Münchner Flug-
hafens haben die Veranstaltung 
der MU Erding genutzt, um 
stumm zu demonstrieren. Die 
MU-Mitglieder ihrerseits nutz-
ten den Besuch des bayerischen 
Innenministers Joachim Herr-
mann, MdL, lieber zur inten-
siven Diskussion. Herrmann 
sprach zunächst über die Not-
wendigkeit einer vernünftigen 
und gut ausgebauten Verkehrs-
infrastruktur. Die MU-Kreis-
vorsitzende Ulrike Scharf gab 
bei der Thematik „Dritte Start-
bahn“ Contra: „Ich bin ebenso 
wie die Kreis-CSU gegen den 

Flughafen-Ausbau. Ich wohne 
in Maria Thalheim und weiß, 
was es heißt, wenn die Flieger 
im Minutentakt über einen 
hinweg donnern.“ Einigkeit 
herrschte hingegen bei der Frage 
nach der besseren Anbindung 
Erdings an Straße und Schiene. 
„Wir können nicht nur auf das 
Geld schauen, sondern auch 
auf eine für die Stadt verträg-
liche Lösung. Denn schließlich 
geht es hier um ein Projekt für 
die kommenden Jahrzehnte. 
Es ist offensichtlich, dass hier 
bei Straße und Schiene großer 
Nachholbedarf besteht“, sagte 
der Innenminister.

MU Erding 
und die dritte Startbahn

Ralph Greenwood-Mahlo ist 
der neue Kreisvorsitzende der 
MU Kehlheim. Er wurde von 
den Mitgliedern gemeinsam 
mit seinen Stellvertretern 
Joannes Beck, Jochen Maun 
und Daniel Ritz gewählt. Als 
wichtigste Aufgabe benannte 
Greenwood-Mahlo die Mit-
gliederwerbung, um die Schlag-
kraft des Verbandes zu erhöhen.

Auf Kontinuität setzt die MU 
Dillingen an der Donau. Als 

Neuwahlen bei MU 
Kehlheim und Dillingen

MU Ostallgäu und die Verkehrsinfrastruktur
Als Gast konnte der MU Kreis-
vorsitzende Wolfgang Sommer 
den verkehrspolitischen Spre-
cher der CSU-Landtagsfrak-
tion, Eberhard Rotter, MdL, 
begrüßen. Besonderes Anlie-
gen war der Standort Füssen 
samt seinem dringend reno-

vierungsbedürftigen Bahnhof. 
Rotter informierte die Anwe-
senden umfangreich über die 
Entwicklung der Region und 
die zukünftigen Anbindun-
gen an den nationalen und 
internationalen Bahnverkehr. 
Besonders freute ihn, dass seit 

Die Pläne und Vorstellungen 
der CSU zum Thema Energie 
für die Oberpfalz stellte Tobias 
Reiß, MdL, beim letzten Unter-
nehmerstammtisch der Mittel-
standsunion vor. MU-Kreis-
vorsitzender Leonhard Zintl 
freute sich, knapp 50 Zuhörer 
an diesem Abend begrüßen zu 
können, die sich auch selbst bei 
der Diskussion zur Energiewen-
de mit einbrachten. „Sie stellt 
eine enorme Herausforderung 
dar, die in ihren Dimensionen 
mit der deutschen Wiederver-
einigung vergleichbar ist“, stellte 
der energiepolitische Sprecher 
in der CSU-Landtagsfraktion 

MU Tirschenreuth 
diskutiert Energiewende

klar. Die Oberpfalz kann dabei 
zu einer Musterregion für den 
Umstieg auf Erneuerbare Ener-
gien werden, wenn man die Wei-
chen richtig stellt. Besonders 
intensiv diskutierten die Anwe-
senden über das Für und Wider 
von Wind- und Solarkraft. Bei 
seinem Schlusswort bedankte 
sich Zintl für das große Interes-
se zu diesem Thema. „Nie war 
die Chance für die Region so 
groß, selbst die Zukunft aktiv 
zu gestalten“, sagte der Kreisvor-
sitzende der MU. „Die Chancen 
sollen von denen genutzt wer-
den, die schneller, fleißiger und 
innovativer sind.“

seine Stellvertreter fungieren 
Ute Bucher, Achim Dittmann 
und Thomas Helmschrott. 
Abele beurteilte die Energie-
wende grundsätzlich posi-
tiv, mahnte aber eine kluge 
Steuerung bei der Umsetzung 
an. Zudem solle das vielstim-
mige Konzert der Berliner 
Koalition bei der Debatte um 
Steuererleichterungen endlich 
beendet und mit einer Stimme 
gesprochen werden.

1993 die Fahrgastzahlen um 50 
gestiegen sind. Beim Schand-
fleck Bahnhof konnte er direkt 
Abhilfe schaffen: ein Investor, 
der den Bahnhof renovieren 
wird, ist gefunden.
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Von Dieter Bischoff

30 Jahre Stellvertreter – nicht auf Erden – das 
war der (andere) Bischof, der von Rom. 30 
Jahre Stellvertreter in NRW. Das ist nicht der 
Nabel der Welt – und wir müssen uns auch 
nicht einbilden, wir könnten von hier aus die 
Welt verändern, insbesondere das Weltklima. 
Das meint aber unsere rot-grüne Regierung in 
NRW in grenzenloser Selbstüberschätzung und 
will jetzt ein Klimaschutzgesetz machen – mit 
allem Drum und Dran, Klimaschutzplan, Klima-
schutzrat und was sonst noch alles Geld kostet.

Dabei weiß doch jedes Kind (auch der grüns-
te Grüne)  – Klimaschutz ist eine globale 
Angelegenheit. 96 Prozent des auf der Welt 
produzierten CO2 erzeugt die Natur selbst, 
nur vier Prozent sind anthropogen, also von 
Menschenhand gemacht. Und von diesen vier 
Prozent (jetzt wieder auf 100 Prozent hoch-
gerechnet) erzeugt Deutschland gerade einmal 
vier Prozent, NRW weniger als ein Prozent. 
Und für dieses eine Prozent geben wir Mil-
lionen und aber Millionen aus. 

Noch mehr Windparks, noch mehr Fotovoltaikanlagen, noch mehr Kosten, noch mehr Planwirtschaft....
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Pharisäerhaftes	Gutmenschentum
Ich habe manchmal das Gefühl, wenn ich 
mit Grünen spreche, ich müsste permanent 
ein schlechtes Gewissen haben. Die Grünen 
sind die Guten – und wir haben, wie früher 
in den alten Western, die schwarzen Hüte auf. 
„Stör´ mich nicht, ich rette gerade die Welt. 
Und verwirre mich jetzt nicht mit Fakten“, 
sagt die Grüne Beigeordnete, um dann auch 
noch meinen Beruf als Mineralölkaufmann ins 
Feld zu führen: „ Du vaterlandsloser Geselle 
willst doch nur das Floß verfeuern, auf dem 
wir alle den Bach runter gehen.“  

Eben nicht! Energieef-
fi zienz und Ressour-
censchonung – das 
ist unser Kredo. Denn 
nur die Energie, die gar 
nicht verbrannt wird, 
schont wirklich und nachhaltig unser Klima. 
Einsparung der Primärenergie – daran 
müssen unsere politischen Ziele festgemacht 
werden – dann erledigt sich das mit dem 
CO2 von selbst. Ich bin dieses pharisäerhaft e 

Gutmenschentum der Grünen so leid, leider 
geht´s nicht.

Wir halten die Kernenergie für einen Eck-
pfeiler im Energiemix des Strommarktes und 
wollen– insofern über die damalige Beschluss-
lage der CDU hinausgehend - die Option für 
den Bau neuer Kernkraft werke off en halten. 
Aber mittlerweile haben wir uns entschlossen, 
die Energiewende mitzumachen. Dieser auf-
geheizten Diskussionslage, die ja teilweise die 
Heft igkeit eines Tsunami hatte, konnten auch 
wir uns nicht widersetzen. 

Wir haben uns aller-
dings schon gefragt, 
ob die Argumenta-
tion, dass sich wegen 
Fukushima alles ge-
ändert habe, auch 

wirklich schlüssig ist. Entweder waren unsere 
Kernkraft werke sicher oder sie waren es nicht.

Also, wir steigen jetzt bis 2022 aus der Kern-
energie aus – keine Restmengenübertragung 

EnERGIEPolItIK

Eine	Wende,	viele	Fragen
und	noch	mehr	Kosten

EnERGIEPolItIK

Eine	Wende,	viele	Fragen
und	noch	mehr	Kosten

« Kernkraft,	Flugzeuge	und	terroristen	..?
Terroristen gab es voriges Jahr auch schon, 
und Flugzeuge hätten immer schon auf ein 
Kraftwerk abstürzen können. Aber die stür-
zen natürlich hauptsächlich auf die älteren. 
Deswegen mussten wir die ja auch als erste 
abschalten. »
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Dieter Bischoff, Präsidiums-Mitglied der Bun-
des-MIT, stellv. Vors. der NRW-MIT, anerkannter 
Energiepolitiker, Rechtsanwalt, selbst. Mineral-
ölkaufmann und engagierter Karnevalist und für 
seine pointierten Stegreifreden bewundert und 
gefürchtet

– nichts! Das ist alternativlos, genauso wie 
sechs Monate vorher die Laufzeitverlängerung. 

Fünf Fragen harren auf Antwort
❶  Wie wollen wir verhindern, dass Deutsch-

land in Zukunft zu einem Energieimport-
land, ganz speziell zu einem Atomstrom-
importland wird?

❷  Wie wollen wir unsere ambitionierten Kli-
maschutzziele erreichen, wenn wir die größ-
te CO2-freie Energieart vom Netz nehmen?

❸  Wie werden wir mit den riesigen Akzep-
tanzproblemen fertig, die mit dem Umbau 
der Landschaft verbunden sind?

❹  Was kostet uns das Ganze?
❺  Wie kommen wir zu einer europäischen 

Lösung? Denn wir können uns ja kaum 
allein auf eine Insel der Glückseligkeit zu-
rückziehen.

Zu 1.: 
Wir fahren jetzt schon auf Kante – und das 
bei einem energiearmen Sommer. Tageweise 
müssen wir heute schon Strom importieren. 
Wie wird das erst im Winter? Ich möchte nicht 
erleben, was bei einem Blackout bei minus 
10 Grad passiert. Und man soll jetzt nicht 
kommen und sagen, dass wir dann von unseren 
Nachbarn natürlich nur Strom aus erneuerba-
ren Energien beziehen. Frankreich erzeugt 80 
Prozent seines Stroms aus Kernenergie ....

Zu 2.: 
Bekommen wir jetzt Laufzeitverlängerung 
für Klimaschutzziele? Ist doch klar, wir 
müssen die abgeschaltete Energie irgendwie 
ersetzen. Wie? Natürlich durch fossile Ener-
gien. Wir müssen GUD-Kraftwerke und 
Braun- oder Steinkohlenkraftwerke für die 
Grundlast vorhalten. 
Überhaupt: vorhalten! Da werden also in 
Zukunft keine Kraftwerke mehr gebaut, weil 
sie rentabel sind, sondern weil sie vorgehalten 
werden müssen. 

Zu 3.: 
Akzeptanzprobleme. Deutschland sieht nach 
dem Umbau auf alternative Energien anders 
aus. Noch mehr Windräder. Noch mehr 
„Frostbeulen der Architektur“ auf den Dächern 
unserer schönen Fachwerkhäuser und Bauern-
höfe. Und 3.600 km neue Überlandleitungen 
(oder Unterlandleitungen?). Die ersten Bür-
gerinitiativen dagegen gibt´s schon. Von den 
gleichen grünen Ortsverbänden organisiert, 
die im Land und in Berlin die heftigsten Befür-
worter der erneuerbaren Energien sind. „Aber 

doch nicht in meinem Vorgarten ….“
3.600 km Leitungen. 90 km haben wir in den 
letzten 5 Jahren schon geschafft. Ich freue mich 
auf die nächsten 40 mal 5 Jahre.

Zu 4.: 
Damit sind wir auch schon bei den Kosten. 
Wir werden bis zum Jahr 2030 insgesamt 32 
Milliarden Euro mehr für die Begleichung 
unserer Stromrechnungen ausgeben müssen, 
so das Energiewirtschaftliche Institut der Uni 
Köln und andere.
Bei den notwendigen Investitionskosten für 
den Ausbau alternativer Energien schwanken 
die Angaben zwischen 250 Milliarden bis 335 
Milliarden je nach Auftraggeber des Gutach-
tens. Das hat direkten Einfluss auf die Wett-
bewerbsfähigkeit unserer exportorientierten 
Wirtschaft, wenn der Strompreis für Indus-
triekunden um 41 Prozent ansteigt. 

Zu 5.: 
Wir brauchen eine europäische Lösung. 
Was haben wir an Sicherheit gewonnen, wenn 
63 km von Aachen in Tihange bei Lüttich ein 
40 Jahre alter Meiler steht, der mit Sicherheit 
nicht sicherer ist als jene sieben KKW, die wir 
in Deutschland jetzt abgeschaltet haben?

Gesetze: Klops oder Flop?
Ein Flop: das Erneuerbare Energien Gesetz 
mit seiner Einspeisevergütung, wenn man 
selbst Strom aus alternativen Energien pro-
duziert. Mit 50 Millionen DM Einspeisever-
gütung sind wir in den 90er Jahren gestartet. 
In 2010 hat uns das schon 12,7 Milliarden 
Euro gekostet, in diesem Jahr werden 13 
Milliarden erwartet und bis 2030 weitere 
175 Milliarden Euro. Wohlgemerkt, das 
ist Geld, was jeder Stromverbraucher, also 
auch Sie und ich, mit unserer Stromrech-
nung bezahlen. Auch der Geringverdiener 
– der finanziert jetzt dem Besserverdiener 
die Photovoltaikanlage auf seinem Einfami-
lienhaus und dem Bauern auf der klapprigen 
Scheune. 

Noch so’n Klops – das EEWärmeG (Er-
neuerbare Energien Wärmegesetz). Hier 
wird dem Hausbesitzer vorgeschrieben, min-
destens zehn Prozent seines Energiebedarfs 
mit erneuerbaren Energien zu decken. Das ist 
erneut ein Einstieg in die Planwirtschaft. 
Der Staat schreibt vor, was richtig ist, alles 
andere wird mit Bußgeldern geahndet. 

Lauter Kehrtwenden
So weit, so schlecht. Der Zustand unse-
rer Partei ist zurzeit nicht optimal. Fünf  
Kehrtwenden um 180 Grad in den letzten 
anderthalb Jahren. Energiewende, Griechen-
landunterstützung, Wehrpflicht, Schule und 
Libyen. Mit dem Einstieg in den Mindest-
lohn fing der ganze Mist eigentlich an und 
mit der Enthaltung im Libyenkonflikt hörte 
es auf. „Wir stehen klar auf der Seite der Re-
bellen!“ sagte Westerwelle. Darum haben 
wir uns ja auch enthalten. Ich möchte mal 
gerne wissen, was Frau Merkel sagen würde, 
wenn jeder, der klar auf der Seite der schwarz-
gelben Koalition steht, sich bei der nächsten 
Wahl konsequent enthält.

Ein Journalist, der oft mit Frau Merkel ver-
reist, sagte neulich, dass er sehr gerne zu ihr 
ins Flugzeug steige. Aber er möchte schon 
vorher wissen, wo die Maschine landet.

« Alle fünf Fragen habe ich Norbert 
Röttgen, unserem Bundesumweltminister, 
gestellt. Er hat sie sich auch alle fünf auf-
geschrieben – aber keine einzige davon be-
antwortet. Den Zettel haben wir hinterher 
sichergestellt und aufbewahrt – für den Fall, 
dass in 100 Jahren mal jemand guckt. Das ein-
zige, was Röttgen dazu zu sagen hatte, war, 
wir sollten lieber die Energiewende als Chan-
ce für den Mittelstand sehen. Das wäre doch 
ein gigantisches Konjunkturprogramm. »

« ...das ist die gigantischste Umver-
teilung von unten nach oben, die wir 
jemals in der Bundesrepublik hatten. 
Wieso die Gewerkschaften hier noch 
keine Sternfahrt nach Berlin organisiert 
haben, verstehe ich nicht. »
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In der Zeit zwischen Juli 2009 und 
Juni 2011 sind über 50 Veranstaltun-
gen organisiert worden. Davon waren 
34 ausschließlich von der SME Union 
organisiert, acht in Zusammenarbeit 
mit Mitgliedsorganisationen, weitere 
acht in Zusammenhang mit Partnern 
und Sponsoren. Diese Events wurden 
besucht von zahlreichen ranghohen 
Politikern, darunter alleine 20 Mit-
glieder des Europäischen Parlaments 
als Redner und mehr als 30 darüber 
hinaus als Teilnehmer. Auch traten 
zwei Kommissionsmitglieder, Neelie 
Kroes und Günther Oettinger, als 
Redner auf diesen Veranstaltungen 
auf. EVP-Präsident Wilfred Martens, 
der Slowakische Finanzminister, der 
Ministerpräsident Litauens, Andrius 
Kubilius und der EPP-Generalsekretär 
Antonio Lopez-Isturiz White waren 
ebenfalls darunter. Zu den Ökonomen 
zählten Professor Roman Frydman von 
der University of New York, der sein 
neues Buch „Beyond Mechanichal 
Markets“ in Brüssel auf Einladung 
der SME Union präsentiert hat sowie 
der bekannte europäische Volkswirt 
Daniel Gros, Direktor des Centers for 
European Policy Studies, der auf dem 
SME Union Arbeitsfrühstück „Kann 
der Euro überleben?“ gesprochen hat. 
Aus der Wirtschaft  gehörten dazu, u.a. 
der Google Vize-CEO für Nord- und 
Mitteleuropa, Philip Schindler sowie 
zum Beispiel Jan Mülfh eit, Chairman 
of Microsoft  Europe.

Präsent	in	Europa

Die SME Union ist in allen Arbeits-
gruppen der EVP mit Mitgliedern 
aktiv. Hier insbesondere auch durch 
den Präsidenten in der Vorbereitung 
des Kongresses in Marseille im Dezem-
ber 2011 und des neuen Arbeitspapiers, 
zu dem die SME Union erhebliche Än-
derungsanträge durchgesetzt hat. Die 
Zusammenarbeit mit den Vereinigun-
gen auf der europäischen Ebene bezieht 

Für	die	MIt	in	Europa	unterwegs
SME-PRäSIDEnt	PEtER	JUnGEn	zIEht	BIlanz	SEInER	aRBEIt

sich vor allen Dingen auf diejenige mit 
den European Democrat Students, auf 
die Junge Union Europas (YEPP) und 
den Workers of the EPP (CDA). 

Sehr früh in der Debatte über die euro-
päische Schuldenkrise hat Peter Jungen 
als erster Vertreter einer politischen In-
stitution auf europäischer Ebene über-
haupt am 10.02.2011 die Forderung 
nach einem europäischen Währungs-
fonds gestellt, der seinen Schwerpunkt 
im Gegensatz zum IWF nicht auf der 
Rettung haben sollte, sondern auf der 
Prävention von Schuld, also ein lang-
fristiges Projekt zur Stabilisierung der 
europäischen Währungsunion, nicht 
nur in Krisensituationen. 

Die Basel III Regelungen wurden von 
Präsident Peter Jungen entschieden 
kritisiert. Auf Druck der Europäer sind 
sie verweicht, weniger hart verfasst und 
vor allen Dingen in ihrer Einführung so 
weit verschoben worden, dass sie erst 

zehn Jahre nach Lehman Brothers ein-
geführt werden. 

Im Th ema Innovation hat Präsident 
Peter Jungen erheblich dazu beige-
tragen die Diskussion zu verschärfen, 
dass Innovation die einzige Chance 
für Europa ist, aus der Krise heraus-
zukommen. Bedauerlicherweise wird 
dieses von den verantwortlichen euro-
päischen Politikern immer noch viel 
zu wenig gesehen. China und Indien 
entwickeln sich unternehmerisch mehr 
und innovativer als die Europäische 
Union auch schon in der unmittelba-
ren Zukunft . 

Schwierige	zeiten	gemeistert

Die SME Union ist durch eine schwieri-
ge Zeit gegangen aufgrund von Verein-
barungen, die ihren Ursprung in 2007 
haben und vom damaligen Präsidenten, 
Schatzmeister und Generalsekretär ge-
troff en worden sind. Die Probleme wur-
den vom zuständigen Präsidium fest-
gestellt, dazu gehören auch irreguläre 
Zahlungen an eine Slowenische Firma 
im Zusammenhang mit der Tätigkeit 
einer Mitarbeiterin. Das Präsidium 
hat im Frühjahr 2010  beschlossen, 
eine Sonderprüfung durch eine der 
renommiertesten europäischen Wirt-
schaft sprüfungsgesellschaft en durch-
führen zu lassen, die Einzelheiten dieser 
rechtswidrigen Zahlungen festgestellt 
hat. Alle diese Dinge wurden durch das 
Präsidium der SME Union abgestellt. 

Die folgenden fi nanziellen Probleme 
konnten nur bewältigt werden durch 
die Tatsache, dass einige Mitglieder 
in besonderer Weise die Organisation 
fi nanziell unterstützt haben. Hierzu ge-
hören besonders unsere rumänischen 
Freunde und auch die MIT. Darüber 
hinaus ist es gelungen, durch einige 
sponsorende Unternehmen die Lü-
cken auszugleichen. Entscheidend ist, 
dass das Präsidium der SME Union alle 
diese Verstöße aus der Vergangenheit 
festgestellt hat, sie beendet und alles 
unternommen hat, um mit den ent-
sprechenden gesetzlichen Regelungen 
in Übereinstimmung zu leben, wie sich 
das gehört und wie man das auch in 
Deutschland gewohnt ist. 

Peter	 Jungen  ist  Bundesschatzmeister  der  MIT 
und  hat  sich  über  Jahre  in  der  europäischen 
Mittelstandsvereinigung,  der  SME  Union,  an 
führender  Stelle  engagiert,  zuletzt  als  deren 
Präsident. Am 31. Juli 2011 hat er seine Tätigkeit 
beendet  und  wurde  zum  Ehrenpräsidenten  ge-
wählt.
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Zu diesem Thema traf sich die Kommission Energiepolitik unter 
dem Vorsitz von Dieter Bischoff (Foto links) in Berlin. Gemeinsam 
mit Hildegard Müller (Vorsitzende der Hauptgeschäftsführung 
und Mitglied des Präsidiums des BDEW – Foto 3.v.l.) und dem 
MIT-Hauptgeschäftsführer Hans-Dieter Lehnen (Foto rechts) dis-
kutierte man über die Konsequenzen der Energiewende für die 
zukünftige Stromversorgung und die Entwicklung der Strompreise. 
Als besonderen Gast konnte die Kommission die erfahrene Finanz-
expertin Dr. Etta Schiller (Foto 2.v.l.) begrüßen. 

Energiewende – 
was kostet sie den Mittelstand?
Energiewende

Die MIT Unna hatte in Werne 
zu einer Diskussion über das 
immer noch umstrittene Modell 
der zentralen Notfallpraxen ein-
geladen. Über 50 Mittelständler 
hatten sich auf den Weg gemacht, 
um mit der hochkarätig besetzten 
Expertenrunde ins Gespräch zu 
kommen. Moderiert wurde die 
Veranstaltung vom CDU-Kreis-
vorsitzenden Hubert Hüppe. 
MIT-Kreisvorstandsmitglied 

Die MIT und der Notfalldienst

Rührige Werber 
in Niedersachsen
Die Mittelstandsvereinigung 
der CDU hat im Kreis Vechta 
jetzt mehr als 750 Mitglieder. 
Ole Høy aus Lohne ist dabei der 
Mann mit der Nummer 750 auf 
seinem Ausweis. Er ist Ingenieur, 
arbeitet freiberuflich und betreut 
Bauprojekte. Der Kreisverband 
selbst hat damit nach Angaben 
seines Vorsitzenden Werner 
Lübbe aus Langförden seine bun-
desweite Spitzenposition weiter 
ausgebaut. Wobei die Mehrheit 

der MIT-Mitglieder in Vechta 
wohnt; mehr als 200 sind es in 
der Kreisstadt. 
Die MIT Meppen konnte kürz-
lich das 400. Mitglied begrüßen. 
Der MIT-Vorsitzende Günter 
Reisner gratulierte Raimund 
Brüning zum Eintritt in die MIT. 
Allein im Jahre 2011 konnte der 
Kreisverband bisher 33 neue Mit-
glieder aufnehmen und ist damit 
der drittgrößte Kreisverband im 
Landesverband Niedersachsen.

Willkommen in der MIT: Ewald Menke und Peter Eilhoff (von links; MIT Loh-
ne) sowie Günter Nyhuis und Werner Lübbe (von rechts; MIT Kreisverband) 
mit dem neuen Mitglied Ole Høy aus Lohne
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Mit ihrem jährlichen Sommerfest bietet die MIT ihren Mitgliedern 
und Freunden Abwechslung vom Arbeitsalltag. Dieses Jahr luden 
die Vorstände von Hamburg und Schleswig-Holstein für einen 
ganzen Tag aufs Land nach Gut Apeldör in Dithmarschen/SH ein. 
Für erfahrene Golfer hatte die MIT ein Turnier angesetzt. Rund 50 
Teilnehmer stellten sich dem Wettkampf über 18 Löcher. All jene 
hingegen, für die Tee, Brutto-Punkte und Dreier-Flights bisher un-
bekannt waren, nahmen an einem Schnupperkurs teil.

Diskussion zum Für und Wider der Notfalldienst-Reform (v.l.n.r.): Georg 
Laurenz, Wolfgang Dryden, Thomas Drees, Hubert Hüppe, Michael Goldt, 
MIT Kreisvorsitzender Frank Murmann, Hans Piepenbrock, Udo Lucas und 
Klaus Jürgen Buse

Golfturnier und Sommerfest 

Georg Laurenz, Organisator der 
Veranstaltung, bat zunächst alle 
Diskussionsteilnehmer um ein 
kurzes Statement. Dazu gehör-
ten Dr. Hans Piepenbrock (Spre-
cher der Werner Ärzteschaft), 
Michael Goldt (Geschäftsführer 
des Klinikums Lünen-Werne), Dr. 
Wolfgang Dryden (Vorsitzender 
der KV Westfalen-Lippe), AOK-
Regionalleiter Thomas Drees  
und Apotheker Udo Lucas. 
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MIt-Jahresempfang	in	Sachsen	

Der sächsische MIT-Landes-
vorsitzende Dr. Markus Rei-
chel, der stellv. MIT-Lan-
desvorsitzende und MIT-
Bundesvorstandsmitglied 
Rainer Kiank M.A. und 
der MIT-Kreisvorsitzende 
Dresden, Patrick Schreiber 
MdL begrüßten beim Jahres-
empfang der MIT Sachsen 
2011 über 300 Gäste. Die 
Veranstaltung fand auf dem 
Gelände von PostModern 
statt. Zu den besonderen 
Gästen des Abends gehör-
ten der Ministerpräsident 
und CDU-Landesvorsit-
zende Stanislaw Tillich, 
der stellv. CDU-Fraktions-

vorsitzende und sächsische 
C D U- G en er a l s e kre tä r 
Michael Kretschmer MdB, 
MIT-Präsidiumsmitglied 
Norbert Eyck und Wilfried 
Sieringhaus, (MIT-Landes-
vorsitzender Th üringen). 
Mit den Gästen aus ganz 
Sachsen, dem neuen Pro-
grammpapier, einer Führung 
durch die Druckereihallen 
von Prinovis und einem 
Abschluss-Feuerwerk war es 
ein gelungener Einstand des 
erst kürzlich neu gewählten 
MIT-Landesvorstands. 

Fotos und mehr fi nden Sie 
unter www.mit-sachsen.de

ausgabendisziplin	der	öffentlichen	hand
Auf einer Gemeinschafts-
veranstaltung der MIT 

Main-Taunus und der 
CDU Kelkheim disku-

Konsolidierung vs. Schuldenmachen -  einig war man sich nicht (v.l.n.r.): 
Finanzminister   Thomas  Schäfer,    Markus  Bock  und  DGB-Vertreter    Kai 
Eicker-Wolf

MIT Augustin im Titelkampf : (v.l.n.r. oben) Sebastian Hammes, Noel Bes-
gen,  Jürgen  Adrian,  Herbert  Montexier,  Berti  Homge,  Stefan  Sommer; 
(v.l.n.r unten): Alex Lütz, Philipp Günter, Sascha Fälber, Detlef Schmitz

Unser	Dorf	spielt	Fußball	

Auch in diesem Jahr war 
die MIT Sankt Augustin 
wieder auf dem Fußball-
turnier in Menden „ Unser 
Dorf spielt Fußball“ dabei. 
Sieben Spieler wurden für 
eine Fußballmannschaft  
auf dem Kleinfeld, 7 gegen 
7 ohne Abseits, benötigt. 
10 Spieler hatte die MIT 

Sankt Augustin mit ihrem 
Vorsitzenden Herbert 
Montexier an Bord. Mit 
einem 4. Platz in ihrer sehr 
starken Gruppe erspielte 
sich die MIT Sankt Au-
gustin die Qualifi kation 
für das Achtelfi nale, wo sie 
dem späteren Vierten des 
Fußballturniers unterlag. 

tierten der hessische Fi-
nanzminister Dr. Thomas 
Schäfer und der Leiter der 
Wirtschaftsabteilung des 
DGB Hessen, Dr. Kai Ei-
cker-Wolf, die vom Wäh-
ler mit großer Mehrheit 
beschlossene Aufnahme 
der Schuldenbremse in 
die hessische Landesver-
fassung. Moderiert wurde 
die Veranstaltung vom 
MIT-Vorsitzenden Dr. 
Markus Bock. Schäfer wies 
insbesondere auf die Gene-
rationengerechtigkeit hin. 
Diese verbiete ein Weiter-
machen wie bisher, wenn 
zukünftige Generationen 
nicht unter der hinter-

lassenen Schuldenlast zu-
sammenbrechen sollen. 
Neben einer personellen 
Aufstockung im kommu-
nalen Verwaltungsbereich 
forderte der DGB-Vertre-
ter Eicker-Wolf die An-
hebung vorhandener und 
die Einführung weiterer 
Steuern, um die aus DGB-
Sicht eher zu niedrigen 
Staatsausgaben finanzieren 
zu können. Eine Rückfüh-
rung von Schulden sieht 
das Konzept des DGB 
ausdrücklich nicht vor. 
Markus Bock forderte aus 
MIT-Sicht eine Schulden-
bremse auch für die kom-
munalen Haushalte. 

MIt	100	%	GEWählt
Seit 15 Jahren gilt er in seinem Heimatkreis Düren/ Rheinland als 
das politische Sprachrohr des Mittelstandes, nun wurde er für 
weitere zwei Jahre in seinem Amt als Kreisvorsitzender bestätigt: 
Rolf Delhougne. 100 Prozent der Stimmen erhielt der 64-Jährige, 
der einen Kreisverband mit über 700 Mitgliedern führt, darunter 
sehr viele junge Mitglieder und überdurchschnittlich viele Frauen. 
Delhougne ist auch Vorsitzender der MIT im Bezirk Aachen; auf 
der Bundesdelegiertentagung der MIT kandidiert er für einen 
Beisitzerposten.
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Die Deutschen bangen um 
ihr Geld. Der Euro, er wankt. 
Wird die Reichsmark wie-
der eingeführt? Sind wir 
alle Monopoly? Es werden 
Unmengen von Banknoten 
gedruckt und zu Rettungs-
schirmen zusammenge-
klebt. Inzwischen ist schon 
der halbe Kontinent damit 
überdacht. Jeder Volkshoch-

s c hu l a b b re c h er 
jedoch weiß, 

dass eine 
aufgeblasene 
Geldmenge 
zur Infl ation 

führt. Es könn-
te also eng 

werden für 
uns alle.

Das heißt, mich persönlich 
würde eine Infl ation weni-
ger berühren, denn ich habe 
weitgehend umgestellt auf 
Tauschgeschäft e! Anfangs 
eher unfreiwillig, inzwischen 
aber habe ich erkannt, dass 
diese primitive Form des 
Wirtschaft ens mich schützt 
vor den Bedrohungen des 
Turbokapitalismus.

Es begann damit, dass meine 
Klienten immer häufi ger 
danach verlangten, ich solle 
ihnen den Narren machen, 
dafür aber nicht mit klingen-
der Münze oder raschelnden 
Scheinen entlohnt werden, 
sondern mit Deputat, also 
mit Naturalien, die der Auf-
traggeber ohnehin in über-

reichlicher Menge bereit-
hält, herstellt oder vertickt!

Eines unserer zahllosen 
Luxushotels auf Sylt bei-
spielsweise bat mich, bei der 
Weihnachtsfeier für die Be-
legschaft  krude Geschichten 
zu erzählen. Allerdings sei 
für derlei Sperenzchen kein 
Posten im Etat vorgesehen. 
Man bot mir deshalb an, 
eine Woche in der Präsiden-
tensuite der Nobelherberge 
zu logieren. Den Spa- und 
Wellnessbereich sowie das 
Gourmet-Restaurant dürft e 
ich uneingeschränkt nutzen. 
Ebenso die schwarz-verglaste, 
hauseigene Stretchlimousine.

Kurz darauf sollte ich die 
Landfrauen von Neustadt an 
der Knatter zu Lachanfällen 
und später in den Wahnsinn 
treiben. Als Dankeschön 
versprachen sie mir drei 

Tonnen Mais-Silage. Sie 
hätten sogar einen Biogas-
Bauern an der Hand, der 
bereit wäre, das Zeug zu er-
werben, so ich denn einen 
Stromabnahmevertrag mit 
ihm schlösse.

Im Spätsommer mailte mein 
Urologe, ob ich meine Zeit 
opfern könnte, um bei 
seiner Silberhochzeit die 
Abendunterhaltung zu be-
streiten. Dieser Bitte bin 
ich unverzüglich nachge-
kommen, obwohl er übers 
Honorar kein Wort verlor. 
Das musste nicht sein, denn 
meine nächste Vorsorge-
untersuchung stand gerade 
an.

Im Oktober hatte der 
Pharmahersteller Pfi ster zu 
einem Kongress auf meiner 
Heimatinsel geladen. Deren 
Anfrage, die Abschlussgala 
zu moderieren, beschied 
ich spontan positiv, ja, es 
machte sich sogar eine freu-
dige Erregung bei mir breit. 
Denn Pfi ster ist bekannt als 
Hersteller dieser rautenför-
migen blauen Tabletten, die 
dem Mann an Härte zurück-
geben, was bereits verloren 
schien.

Schon anhand dieser we-
nigen Fälle dürft e deutlich 
werden, dass Tauschhandel 
eine überaus interessante 
Alternative zum bestehen-
den System wäre. Nur wenn 
Großbanken oder (andere) 
kriminelle Organisationen 
mit Auft rägen winken, 
werde ich hellhörig. Die 
entlohnen mich womög-
lich nicht mit einem fetten 
Scheck, sondern bieten mir 
an, ich könne mich nach 
Belieben mit Wertpapieren 
eindecken, die sie in ihrer 
„Bad Bank“ liegen haben…
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Manfred	 Degen	 ist  vielen  bekannt  als 
der  Sylter  Insel-Kabarettist,  tritt  aber 
auch bundesweit auf und ist auf Firmen-
events  oder  Incentive-Veranstaltungen 

ein  gern  gesehener  und  viel  gebuchter 
Unterhaltungskünstler

Info: www.Manfr ed-Degen.de
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Der Autor

Liebe MIT-Streiter,

… langsam wird’s eng … nein, ich 
meine heute nicht die Euro-Ret-
tung oder die drohende Griechen-
land-Pleite oder gar die Koalition 
aus Union und FDP nach der aber-
maligen Wahlschlappe, diesmal in 
Berlin - nein ich bin jetzt bei der 
Vorbereitung für unsere Bundes-
delegiertenversammlung Ende 
Oktober in niederbayerischen 
Deggendorf. Unser kleines Büro 
in Berlin-Mitte gleicht in dieser 
Zeit wirklich einer Baustelle: Es 
ist umfunktioniert in einen La-
gerraum für allerlei Kisten, Fah-
nen, Tagungstaschen, Give-Aways 
sowie ganz viel noch unbedruck-
tes oder schon mit Informationen 
vollgepacktes Papier. 

Die vom Bundesvorstand einge-
setzten Kommissionen, Arbeits-
kreise und Adhoc-Arbeitsgrup-
pen debattieren, diskutieren, 
formulieren Anträge zu dieser alle 
zwei Jahre stattfindenden Tagung 
unserer Vereinigung und auch für 
den kurz darauf stattfindenden 
CDU- Parteitag in Leipzig. Anlass 
für mich, meinen ganz herzlichen 
Dank an all die ehrenamtlichen 
Mitglieder unserer MIT auszu-
sprechen, die ungewöhnlich viel 
Zeit und Kosten auf sich nehmen, 
um mit dafür sorgen, dass unse-
re MIT sich zu den wichtigsten 
Themen unserer Zeit aktuell und 
profund äußern kann und damit 
auch weiterhin Sprachrohr des 

Mittelstandes in Deutschland ist. 
Kompetent und engagiert! Auch 
wenn dies nicht immer auf pure 
Gegenliebe in Partei und Fraktion 
trifft! 

Genauso wichtig wie die Program-
matik sind die personalpolitischen 
Weichenstellungen für die zwei-
jährige Amtszeit des Bundesvor-
standes von 2011 bis 2013. 2013 
wird es wohl bundespolitisch eine 
Zäsur geben – so oder so, doch 
eines kann ich wohl im Namen 
aller MIT-Aktiven sagen: Wir die 
Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung der CDU/CSU werden 
uns voll einbringen, wir wollen 
den Erfolg unserer UNION! Bis 
dahin ist es allerdings noch ein 
weiter und beschwerlicher Weg!

Dass wir uns mit unserer Bundes-
tagung in den Bayerischen Wald 
begeben, stieß nicht überall auf be-
geisterte Zustimmung: Die lange 
Anfahrt nach Deggendorf, die 
Aufteilung auf mehrere Hotels… 
In Deggendorf gibt es gerade im 
Hotelbereich noch mittelständi-
sche Strukturen – ja, inhaberge-
führte Hotels – also Mittelstand 
pur! Wir Mittelständler kriegen 
dies hin! Auch dank der tatkräf-
tigen Unterstützung unserer bay-
erischen Freunde von der Mittel-
stands-Union.

So freuen wir uns auf diesen Event 
und den Besuch der beiden Partei-
vorsitzenden Angela Merkel und 
Horst Seehofer. Ich werde Ihnen 
berichten, wie es war. 

baustelle@mittelstand-deutschland.de

BAUSTELLE BERLIN
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EINFACH NUR KÖSTLICH
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so vielseitig wie die landschaft und die Orte sylts sind die Genüsse aus küche und
keller. Hier kann man ebenso traditionell friesisches und gutbürgerlich Bodenständi-
ges wie auch die kreative moderne küche entdecken. Günter Pump hat sylter Haus-
frauen und Profiköchen in die töpfe geschaut und die kulinarischen schätze der
größten deutschen nordsee-Insel gehoben – von Wenningstedter fischklößchen-
suppe und lister aalsuppe über kampener Entenbrust mit Mango-sanddorn-Chutney
und Grünkohl mit süßen kartoffeln bis zu futtjes und sylter teecreme. seine 
appetitanregenden fotos und die anleitungen zum leichten nachkochen 
beweisen, dass köstliches nicht kompliziert sein muss.
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Wir finanzieren den Mittelstand.
Nutzen Sie das Sparkassen-Finanzkonzept für Firmenkunden.
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